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Einleitung. 



Eine in Seufferts Archiv ^) veröffentlichte Entscheidung 
des Oberlandesgerichts Marienwerder hat bei Untersuchung 
der Frage, ob der befriedigte Gläubiger einer Urteilsschuld, 
über die eine vollstreckbare Ausfertigung gebildet worden, 
verpflichtet ist, dem Schuldner diese Ausfertigung herauszu- 
geben, jede „Annexqualität" der vollstreckbaren Ausfertigung 
im Verhältnis zu den Rechten aus dem Urteile verneint. Es 
geht also von der Ansicht aus, dass Beziehungen irgend 
welcher Art zwischen dem Rechte aus dem Urteile und der 
über diese Rechte gebildeten vollstreckbaren Ausfertigung 
nicht bestehen. Hieraus würde folgen dass der Singularsuccessor^) 
die Rechte aus dem Urteile aus der blossen Nachfolge in die 
Urteilsrechte nicht Anspruch auf Herausgabe der vollstreck- 
baren Ausfertigung hat. 

Die gedachte Entscheidung blieb nun zwar bezüglich der 
Frage, ob der befriedigte Gläubiger dem Schuldner die voll- 
streckbare Ausfertigung herauszugeben hat, nicht unange- 
fochten.3) Dagegen hat sich m. W. gegen den Satz, dass die 



1) Bd. 37 S. 478. 

2) Der UniversalsQcceesor erwirbt selbstverständlich nicht blos das 
Becht aus dem Urteil, sondern das jeweilige Recht des Vorgängers an der 
Ausfertigung. 

») cfr. V. Wilmowsky-Levy 7. Aufl. Bd. II. S. 977, Petersen S. 947. Da- 
gegen stimmen mit dem Oberlandesgericht überein die Kommentare von 
Kleiner, Hellmann, von Bülow, Seuffert zu § 677, femer Bunsen, Zwangs- 
voUstr. S. 132. 
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vollstreckbare Ausfertigung ein „Annex" der ürteilsrechte nicht 
sei, ein Widerspruch nicht erhoben. Es ist aber unbillig, dass 
der Erwerber der Rechte aus dem Urteile nicht Herausgabe 
der vollstreckbaren Ausfertigung fordern darf, und daher 
dürfte die Untersuchung dieser Frage verlohnend sein. 

Die vollstreckbare Ausfertigung ist eine besondere Art 
von Urkunden. Es wird sich daher empfehlen, als Vorfrage 
zu erörtern, in wie weit der Erwerber eines Rechts Ansprüche 
auf Herausgabe der über das Recht gebildeten Urkunden im 
Allgemeinen hat. 
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I. Teil. 

Hat der Erwerber eines Rechts 
Ansprocli aar Heransgalie Her Ober das Recht gebllileten Drknnilen? 

a) Römisches Recht. 

§ 1. 
Actio ad exhibendmu. 

Es wird behauptet, nach römischen Kecht habe der 
Singularsuccessor eines Eechts Anspruch auf Herausgabe der 
zur Eintreibung der Forderung nötigen, i) oder gar aller auf 
die Forderung bezüglichen^) Urkunden. Jedoch hat m. W. nur 
Windscheid diesen Satz zu rechtfertigen gesucht: die Erklärung, 
sagt er, dass eine Forderung übertragen sein solle, werde 
nicht genügt, wenn der Erwerber die üebertragung nicht 
beweisen könne. Doch steht es dahin, ob die Eömer in diesem 
Falle die Herausgabe der Urkunde für nötig hielten und 
positiv die Pflicht zur Herausgabe statuiert haben. 

Zunächst wäre an die actio ad exhibendum zu denken. 
Jedoch ging diese Klage nur auf ein exhibere, sodass der 
Kläger mit ihr nur erreichen konnte, dass der Beklagte die 
zu exhibierenden Sachen ihm zur Ansicht vorlegte.^) Aller- 
dings konnte die a. ad exh. faktisch auch zur Herausgabe 
der vorgelegten Sache führen, aber doch nur höchst mittelbar. 
Die a. ad. exh. setzte nämlich ein Judicium directum voraus^ 
mit welchem ein Recht auf die zu exhibierende Sache geltend 



1) Windscheid, Fand. II S. 252, Kierulff, Kntscheidung des Ober- 
appelia tionsgerichts Lübeck, S. 417. 

2) Puchta in Weiske's Lexikon 11, S. 653, Mühlen brach, Lehre von 
den Cessionen, 3. Aufl., S. 621, cfr. Bahr in den Jahrbüchern für Dogm. I, 481. 

8) 1 246 D de V. S. ; ferner 1 3, § 8 D de tab. exh. : Exhibere hoc est 
materiae ipsins adprehendendae copiam facere. Nach Demelius, Ex 
hibitionsgfl. S. 52 fg. ging die Klage nur auf ein exhibere in puplico, ein 
Vorlegen vor Gericht, nach Windscheid Bd. U, S. 707, auf blosses Vorlegen. 
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gemacht werden konnte.^) Wenn nun die a. ad exh. dem Kläger 
die Möglichkeit gegeben hatte, die Sache zu prüfen, so wird 
sich der Beklagte vielfach bestimmt gefühlt haben, sie dem 
Kläger herauszugeben, weil er einsah, dass das ihm demnächst 
drohende Judicium directum ihn zur Herausgabe zwingen würde. 
Bei nicht freiwilliger Heraasgabe verschaffte ferner die a. ad 
exh. dem siegenden Kläger die Möglichkeit, das Judicium 
directum auf Herausgabe der Sache anzustrengen.^) Jedoch 
lag 'diese Wirkung, auf die es hier allein ankommt, nämlich 
die Herausgabe der Sache, nicht in der a. ad exh. selbst 
begründet. Demnach muss diese Klage für unsere Unter- 
suchung ausser Betracht bleiben, ohne dass der Streitfrage 
näher getreten zu werden braucht, ob regelmässige Voraus- 
setzung der a. ad exh. ein Judicium directum ist, mit welchem 
ein dingliches oder werdendes dingliches Recht auf die 
zu exhibierende Sache geltend gemacht werden kann.^) 

§2. 
Die actio für die Forderung. 

Ferner fragt es sich, ob nicht mit der actio, mit welcher 
die Forderung selbst geltend gemacht, auch Herausgabe der 
Urkunden gefordert werden kann. Die Quellen geben einige 
Entscheidungen. Jemand hat einem Andern ein Grundstück 
verkauft. Er ist verpflichtet: et instrumenta fundi et fines 
ostendere; hoc enim contractui bonae fidei consonat (1 48 D de 
a. e. V. 19, 1). Von einer Verpflichtung zur Herausgabe der 
Urkunden ist hier keine Rede. Dass diese aber direct ver- 
neint wird, zeigt 1 52 eod.: Der Käufer eines Grundstückes 
hat sich beim Kauf verpflichtet, die rückständigen Steuern zu 
tragen. Es fragt sich, ob er gegen den Verkäufer einen An- 
spruch auf ein „dare" der. Quittungen über die bereits bezahlten 
Steuern habe. Antwort: emptorem posse empti judicio con- 
sequi, ut instrumenta exhibeantur. Die Quittungen brauchen 
also nur vorgelegt, nicht herausgegeben zu werden. 

1) 1. 8, § 11 D ad exh.: Demelias eod. S. 26 fg. 

2) Demelius eod. S. 67 fg. 

8) Letzteres nimmt Demelius 1. c. S. 91 fg. an (anders z. B. Wind- 
scheid, Fand., 1. c). Hat Demelius Recht, so würde die Wertlosigkeit der 
a. ad exh. für unsere Untersuchung noch mehr erhellen, denn der Fall, 
dass jemand kraft besonderen dinglichen Rechts an der Urkunde deren 
Herausgabe fordern kann, steht nicht in Frage. 
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In der Theorie bestehen Meinungsverschiedenheiten darüber, 
ob die Verpflichtung, welche der Veräusserer eines Eechts be- 
züglich der darüber ausgestellten Urkunden gegenüber dem 
Erwerber habe, auf einen allgemeinen Gedanken zurückgeführt 
werden können oder nicht. 

Demeliusi) lehnt eine Untersuchung der allgemeinen Grund- 
sätze ab und verweist auf die einzelnen Verträge; ähnlich sagt 
von Ameldingen,2) dass eine Kontraktsklage „zufällig" auf ein 
exhibere gehen kann. Dagegen will Mittermaier 3) das Prinzip 
dahin formulieren, dass „durch eine Klage aus einem Vertrage 
oder Quasikontrakte die Herausgabe einer Urkunde auch da 
gefordert werden kann, wo die Verbindlichkeit entweder im 
Wesen des Vertrages liege, oder wenigstens als Teil oder 
Folge einer Hauptverbindlichkeit zu betrachten sei." 

Mittermaier hat nun m. E. in sofern Recht, als die Ver- 
pflichtung zur Vorlegung von Urkunden auf das allgemeine 
Princip zurückgeführt werden kann, dass sie mit den Klagen 
aus contractus bonae fidei dann gefordert werden konnte, 
wenn dies der bona fides entsprach (1. 48 D. de a. e. v.). 
Aber die Verpflichtung zur Herausgabe von Urkunden, um 
welche es sich hier allein handelt und welche Mittermaier 
statuieren möchte, . „wenn sie im Wesen des Vertrages liegt, 
oder Teil und Folge einer Hauptv^erbindlichkeit ist" — ein 
Salz mit dem m. E. auch bei seiner Richtigkeit nichts ge- 
wonnen sein dürfte — wird namentlich in 1. 52 D de a. e. v. 
unzweideutig abgelehnt, offenbar deshalb, weil die bona fides 
nach römischer Anschauung eine solche Verpflichtung nicht 
forderte. 

§3. 

Die condictio sine cansa. 

Nach den Quellen konnte mit der condictio sine causa die 
Herausgabe von Urkunden gefordert werden. 

L 2 C de cond. ex lege et sine causa etc. 4, 9 sagt: 
Dissolutae quantitatis retentum instrumentum inefficax penes 
creditorem remanere et ideo per condictionem reddi oportere 
non est juris ambigui. 

1) Demelius a. a. 0. S. 271. 

2) Ueber Urkandenedition, im Magazin für Philosophie and Geschichte 
des Rechts I, S. 366. 

«) lieber die Gründe der Edition von Urkunden, S. 13. 
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Dieselbe Klage ist die in der 1. 9 C ad exh. 3, 42, er- 
wähnte. Diese Stelle, welche nur aus Versehen der Kom- 
pilatoren in diesen Titel geraten ist,i) sagt: Si ex quocurique 
contractu apud praesidem provinciae jure debitum cui oportuerat 
te reddidisse probaveris, chirographa tua, ex quibus jam nihil peti 
potest et instrumenta ad eum contractum pertinentia tibi na- 
turaliter liberationem consecuto exhiberi ac reddi jubebit. 

In der 1 18 D ad exh. 10,4 endlich wird die condictio 
sine causa vorausgesetzt: Solutione chirographo inani facto et 
pignoribus liberatis nihilominus creditor, ut instrumenta ad 
eum contractum pertinentia ab alio quam debitore exhibe- 
antur, agere potest: Gegen Dritte darf der Gläubiger auf 
exhibere klagen, weil der Schuldschein ihm gehört und er 
das Interesse daran hat, ihn dem Schuldner herausgegeben. 
Gegen den Schuldner kann er mangels Interesse, weil der Schuldner 
gegen ihn die condicto sine causa hat, nicht auf exhibere klagen.^) 

Der Grund für den Anspruch des Schuldners auf Heraus- 
gabe des Schuldscheins ist darin zu suchen, dass flieser ein 
Beweismittel für die Schuld ist, und der Schuldner Gefahr 
läuft, die Schuld doppelt zahlen zu müssen, wenn der Schuld- 
schein in den Händen des* Gläubigers bleibt. Allerdings ist 
durch Etickgabe des Schuldscheins nach römischen Kecht der 
Tilgungsbeweis noch nicht als geführt anzusehen gewesen,^) 
und die Entstehung der Schuld wird in den meisten Fällen 
auch anderweif, namentlich durch Eideszuschiebung möglich 
gewesen sein. Aber es braucht nur auf den Fall hingewiesen 
werden, dass der Schuldner stirbt und seine Erben weder 
etwas von der Entstehung noch der Tilgung der Obligation 
wissen. In solchen Fällen werden sie wohl nur bei Vorlegung 
des Schuldscheins, dann aber auch regelmässig zahlen. Ferner 
denke man an den Fall der Universalsuccession auf der 
Gläubigerseite. Die Successoren werden, wenn sie von der 
Zahlung nichts wissen, die Schuld nach dem vorgefundenen 
Schuldschein beizutreiben versuchen. Es folgt hieraus, dass 
das Vermögen des früheren Gläubigers ohne Grund auf Kosten 
des früheren Schuldners um eine gewisse Chance der Doppel- 



1) Demelias, Exhibitionspfl. S. 132. 
8) Glück, Komm. XI S. 196 fg. 

3) Branner, Beiträge zur Geschichte und Dogmatik der Wertpap. in 
der Zeitschr. für Handelsr. Bd. 22 S. 59. 
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beitreibung der Schuld bereichert ist. Es erhellt nun ohne 
Weiteres, dass der Cedent einer Forderung, wenn er im Be- 
sitze der Schuldurkunde bleibt, dieselbe Chance hat, die 
Forderung einzutreiben, wie der die Schuldurkunde besitzende 
Gläubiger, der bezahlt ist. Die Zahlung an den Cedenten 
ist aber vielfach, mindestens bis zur Denunziation, befreiend 
für den Schuldner, sodass in solchen Fällen das Vermögen 
des Cedenten auf Kosten des Cessionars um die Beitreibungs- 
chance vermehrt ist. 

Die condictio sine causa ist aber nur solange begründet, 
als die Bereicherung, also der Besitz der Schuldurkunde dauert, 
sodass der Cedent, wenn er nach der Cession diesen Besitz 
aufgiebt, zur Herausgabe der Urkunde nicht verpflichtet ist. 

§4. 
Die Betrachtung der Urkunde als Pertinenz der Forderung. 

Gewisse Sachen, die sog. Pertinenzien, teilen in be- 
stimmtem Masse die Schicksale anderer Sachen, ohne das über 
sie besonders verfügt wird. Es entsteht daher die Frage, ob 
nicht Urkunden als Pertinenzen der beurkundeten Kechte an- 
zusehen sind. Die Quellen geben nun hierüber keine direkte 
Entscheidung, sie erwähnen jedoch nur körperliche Sachen als 
Zubehör zu körperlichen Sachen. Allerdings haben sie damit 
noch nicht ausgesprochen, dass Pertinenzen zu unkörperlichen 
Sachen undenkbar seien. Es bedarf daher einer näheren 
Untersuchung über den Begriff und den Rechtsgrund der Per- 
tinenzqualität. 

Pertinenzen sind — über diese Begriffsbestimmung herrscht 
Einigkeit!) — selbständige Sachen, welche zum dauernden 
Dienst der Hauptsache bestimmt und zu diesem Dienst ver- 
wendet sind, sodass sie nach der Verkehrsauffassung als zur 
Hauptsache gehörig betrachtet werden. 2) Muss nun diese 
Hauptsache eine körperliche sein? Der Einzige, der diese 



1) Qöppert, org. Erz., der S. 58 fg. den Pertinenzbegriff überhaupt 
leugnet, ist m. E. hinreichend wiederlegt (Dernb Fand. I § 77 A 2., Windsch. I 
§ 143) und kann daher ausser Betracht bleiben. Im Uebrigen siehe Dem- 
burg und Windscheid 1. c. Unger, Oesterr. Privatr. I S. 435, Wächter 
Württenb. Privatr. II S. 246, Bekker, Fand. § 74. 

2) cfr. 1. 17 D ps de a. e. v. 19, 1. 
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Frage näher untersucht, ist m. W. Bekker.i) Wenn man sich 
an die Definition halte, meint er, nach weichen Hauptsache 
wie Zubehör Sachen seien, so sei ein Streit nicht mögiich. 
Zweifellos, wenn Sachen hier körperliche Sachen sein müssen. 
Doch das ist eben die Frage. Aus der nicht legalen Definition 
selbst folgt es nicht. Der Schluss ist ein Kreisschluss. Aller- 
dings erklären auch die Quellen das tacite sequi der Pertl- 
nenzen damit, dass die Pertinenzen. quasi eine pars der Haupt- 
sache seien, was allerdings gegen die Möglichkeit, dass Rechte 
Zubehör haben können, zu sprechen scheint. Doch wollen sie 
hiermit offenbar nur anschaulich machen, wie man sich das 
sequi ungefähr, „quasi* vorstellen soll. — Ferner, meint Bekker, 
sei es unelegant, so .heterogene Sachen, wie Dinge und Rechte 
zu einem Begriff zusammenzufassen. Hierzu ist zweierlei zu 
bemerken: Einmal wäre hiermit nur bewiesen, dass der Namen 
der Pertinenzen nicht passe; ob die Voraussetzungen und Wir- 
kungen — d. h. der Begriff zutreffend sei, wird nicht wider- 
legt. Ferner handelt es sich aber gerade um die Frage, ob 
Rechte und Dinge hier heterogene Dinge sind. Regelsberger 2) 
hebt allerdings hervor, „dass nur das Recht auf das Innehaben 
der Urkunde mit dem Recht an der Forderung verbunden sei; 
wie wenn nicht ebenso das Recht am Hause mit dem Recht 
auf die Innehabung des Hausschlüssels verbunden wäre. — 
Schliesslich vermisst Bekker „ein äusseres Verhältnis zwischen 
Recht und Urkunde, sodass die Präsumption fehle, welche die 
Pertinenzqualität begründe." Mit dieser Ausführung allein 
wird m. E. der Streit in die richtigen Wege gelenkt. Denn 
nur auf die Frage kann es ankommen: Passen die Gründe, 
welche die Pertinenzqualität körperlicher Sachen zu körper- 
lichen verursachen, auch auf körperliche Sachen im Verhältnis 
zu einem Recht? Es ist also der Rechtsgrund der Pertineoz 
zu ermitteln. Ueber ihn bestehen mannigfache Meinungen: 
Funke^) sagt, die Pertinenz folge der Hauptsache, „weil 
sie ein ausserwesentliches Nebenteil eines Ganzen bilde"; 
ähnlich Gesterding, der den Grund darin sieht, dass die Zu- 



1) Bekker, Fand § 74, Beil II prüft zwar nur die Frage, ob Rechte 
Pentinenzen von Sachen sein kOnnen. Seine hier erörterten Ausführangen 
sprechen aber aach dagegen, dass Sachen Pertinenzen von Hechten sind. 

«) ßegelsb. Pand. I S. 392. 

«) Funke, Lehre von der Pert. S. 9 fg. 
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behör mit der Hauptsache in so enge Verbindung getreten 
sei, dass sie als Teil derselben anzusehen sei.i) Solche Aus- 
führungen, welche verkennen, dass der Endgrund eines Eechts- 
satzes die Erreichung eines bestimmten wirtschaftlichen 
Zweckes ist, haben nur noch historisches Interesse. Ganz 
anders Kohler :2) Es sei verfehlt, Dinge, die zur Verfolgung 
eines geineinsamen Zweckes zusammengehörten, verschiedenen 
Rechtssphären zu unterwerfen. Sonst „würde die Produktion 
gestört, der Wohlstand der Nation im Mark getroffen'*. M. E 
geht Kohler zu weit, denn dann wäre nicht einzusehen, warum 
der das Wohl der Nation schädigende, dem Eecht wider- 
sprechende Parteiwille irgend welche Bedeutung erhalten 
kann. Das Recht dürfte dann m. E. auch zwei Hauptsachen 
nicht von einander trennen, es müsste sogar mit dem Zubehör 
die Hauptsache übergehen lassen, unerklärlich wäre ferner, 
dass die Nebensache zur Erreichung der Pertinenzqualität in 
den Dienst der Hauptsache getreten sein müsse. Vielmehr 
ist mit der blossen Zweckmässigkeit die Zubehörqualität nicht 
zu erklären, sondern das Recht vermutet, dass die Parteien 
das Zweckmässige wollen, daher nicht Dinge, die einem 
Zwecke dienen, auseinanderzureissen beabsichtigen. Die Grenze 
der Zweckmässigkeit findet das Recht in dem vermuteten 
Willen der Parteien. Daher die erwähnten, nach der Kohler'scben 
Theorie m. E. unerklärlichen Voraussetzungen der Pertinenz- 
eigenschaft. Daher haben ferner den Römern nur Sachen, die 
im Verhältnis zur Hauptsache minderwertig waren, als Per- 
tinenzen gegolten, da sie bei ihrer Vorsicht im Äbschluss von 
Rechtsgeschäften annehmen durften, wertvollere Sachen würden, 
wenn gemeint, auch besonders bezeichnet werden.^) Endlich 
erklärt sich nur so, dass, damit eine Sache Pertinenz zu 
einer Hauptsache ist, sie auch nach der Verkehrsanschauung 
zu ihr gehörig betrachtet werden muss.^) Allerdings ist das 
Recht darüber hinausgegangen, eine blosse Rechtsvermutung 
über den Parteiwillen aufzustellen, es hat vielmehr die Ver- 
mutung zum Rechtssatz erhoben, sodass dieser auch ohne den 

1) Gesterding, Irrtümer der ßechtsgelehrten, S. 308. 

2) Kohler, Beiträge zur Lehre von den Pertinenzen in Iheringg 
Jahrb. fftr Dogmatik, Bd. 26, S. 1 fg., 6, 7. 

*) Dembarg. 1. c. gegen Göppert 1. c. 
*) vgl. Windscheid 1. c. § 143. 
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Willen der Parteien wie jede andere dispositive Norm ein- 
greift. — Aber, so wird von Kohler 1. c. eingewendet, wenn 
nur eine Absicht der Contrahenten vermutet würde, so würde 
jeder Grund für die Pertinenzqualität fehlen, wenn jemand 
durch einen Rechtssatz zur Veräusserung von Sachen ver- 
pflichtet wäre. Jedoch hat sich das Recht bei Aufstellung 
solcher Verpflichtungen dem regelmässigen Verkehr, wie er 
sich in den Rechtsgeschäften spiegelt, anschliessen und hat 
auch hier das gelten lassen wollen, was er bei Verträgen als 
präsumptiv gemeint ansah. 

Der Grund der Pertinenzqualität hat eine wichtige Folge: 
Beruht das tacite sequi der Pertinenzen auf Willenspräsumption, 
so ist selbstverständlich, dass die Pertinenzen die Rechts- 
schicksale der Hauptsache nur insoweit teilen, als eine Willens- 
erklärung zur Rechtsveränderung ausreicht. Denn die Wirkung 
der Präsumption besteht eben darin, dass die vermutete 
Willenserklärung als abgegeben anzusehen ist, und in nichts 
Anderem. 

Die Pertinenz gilt daher als mitverkauft, mitverschenkt, 
es gilt bei der Tradition die Vermutung, dass der animus 
transferendi et accipiendi sich auf sie miterstreckt, nicht je- 
doch wird auch der Traditionsact der Pertinenz durch Ueber- 
gabe der Hauptsache selbst ersetzt. 

Für unsere Frage nun, ob Rechte Hauptsachen für ür- 
kunds-Pertinenzen sein können, ist nach der obigen Ausein- 
andersetzung die andere Frage getreten: Wenn eine Urkunde 
bestimmungsgemäss einem Rechte dient (was zweifellos mög- 
lich ist), ist es dann irgend wie weniger zweckmässig, sie 
dem Rechtsnachfolger zu entziehen, als wenn der Erwerber 
der körperlichen Hauptsache die Zubehör entzogen wird? 

Und für den Fall der Verneinung, giebt es Gründe, aus 
denen anzunehmen ist, dass bei Urkunden trotz ihrer Zu- 
sammengehörigkeit mit dem Rechte bei Verfügungen über 
das Recht als Parteiwille nicht zu vermuten ist, dass die 
Verfügung auch die Urkunde ergreift? 

Es dürfte nun nicht bezweifelt werden, dass es unzweck- 
mässig ist, wenn Urkunden, die einem Rechte bestimmungs- 
gemäss dienen, einem anderen zustehen als dem Inhaber des 
Rechts. Diese Zweckmässigkeit ist der Grund der Präsump- 
tion, dass die Parteien über die Pertinenz haben mitverfügen 
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wollen, nicht, wie Bekker 1. c. (siehö oben S. 14) angiebt, 
das „äussere Verhältnis*' zwischen Hauptsache und Pertinenz. 
Letzteres ist allerdings bei körperlichen Sachen erforderlich, 
weil dadurch dargethan wird, dass der Dienst der Zubehör 
für die Zwecke der Hauptsache begonnen hat, womit die Ver- 
mutung gerechtfertigt erscheint, dass Parteien über die Per- 
tinenz haben mitverfügen wollen; denn solches ist nicht anzu- 
nehmen, wenn die Sache erst künftighin der Hauptsache dienen 
soll. Aber muss bei unkörperlichen Sachen der Beginn des 
Dienstes nicht in anderer Weise dargethan werden? Wird nicht 
z. B. eine Beweisurkunde regelmässig durch Aushändigung an 
den Berechtigten den Dienst für die Forderung beginnen? 
Das „äussere Verhältniss" würde nur dann begrifflich erforder- 
lich sei, wenn es als letz er Grund der Präsumption anzu- 
nehmen wäre. Dies ist aber nicht zutreffend, vielmehr ist 
letzter Grund der zweckmässige, vermutete Parteiwille. 

Dennoch ist nach römischen Eecht die Urkunde nicht Per- . 
tinenz zum beurkundeten Recht. Wären sie es, so müsste der Ver- 
käufer des Grundstücks zur Herausgabe der Urkunde über 
dasselbe verpflichtet sein, was, wie gezeigt, i) nicht der Fall 
ist. Der Jurist begründete die Entscheidung mit der bona 
fides: Dies will aber nicht viel Anderes sagen, als dass die 
Entscheidung der damaligen Verkehrsauffassung entsprach. Da 
nun, wie ich mich zu zeigen bemühte, die Natur der Perti- 
nenzen als solche nicht ausschliesst, dass eine Urkunde Zu- 
behör eines Rechts sei, so bleibt in der That nur die Annahme 
übrig, dass die Verkehrsauffassung einer derartigen Inter- 
pretation des Parteiwillens widersprach. Diese Annahme findet 
auch in der römischen Rechtsanschauung von der Urkunde ihre 
Stütze: Dem römischen Recht zu Folge entnahm die Urkunde ihren 
Wert nicht aus ihrem Inhalt, sondern war im Wesentlichen 
ein Stück Pergament, das durch Beschreiben rechtserheblich 
nicht verändert wurde, demnach war nicht einmal Eigentums- 
übergang auf den denkbar, für welchen die Urkunde geschrieben 
wurde,2) so gab man auch dem Erwerber eines Rechts keinen 
Anspruch auf Herausgabe der Urkunde darüber. Denn in 
welchem Zusammenhang sollte die Forderung mit dem Stück 

1) cfr. § 2. 

8) 1. 3 § 14 D ad exh; 1. 9 §§ 1, 2 D de acq. rer. dorn.; 1. 23 § 3 
D de ß. V.; 1 33 J de rer. div. 

2 
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Pergament stehen? „Die stoffliche Auffassung von dem Eigen- 
tümer des Papiers hat bei den Eömern zu sehr überwogen, als 
dass sich eine freiere Auffassung hätte entwickeln können, 
welche dem auf die Charta geschriebenen Wort die Vorhand 
gegeben hätte," i) wobei dahingestellt bleiben kann, in wie 
weit die Eigenart der römischen Schreibmaterialien hier mit- 
gesprochen hat. 

Die Urkunde war also nach römischen Eecht keine Per- 
tinenz zum Rechte, weil die Verkehrsauffassung eine derartige 
Auslegung des Parteiwillens ausschloss. 

Demnach konnte nach römischem Recht der Erwerber 
eines Rechts mit keiner Klage Herausgabe der Urkunden über 
das Recht fordern, sofern er nicht ein selbständiges Recht an 
der Urkunde hatte, es hätten denn die Bedingungen der con- 
dictio sine causa vorgelegen. 

b. Gemeines Recht. 

§5. 
Actio ad exhibendom, Actio für die Forderung, condictio 

sine cansa. 

Die actio ad exhibendum hat im gemeinen Recht ihr 
Wesen nicht geändert, sodass auch hier nur Vorlegung von 
Urkunden gefordert werden kann. 

Die Frage ferner, ob mit den einzelnen Forderungsklagen 
Herausgabe von Urkunden über das Hauptrecht von dessen Er- 
werber gefordert werden kann, lässt sich zweckmässig nicht im 
Einzelnen verfolgen, da als Princip für das römische Recht nur 
gewonnen werden konnte, dass mit den Klagen aus den contractus 
bonae fldei deren Vorlegung dann gefordert werden konnte, 
wenn die bona fldes solches erforderte. Wenn nun auch nach 
heutigem Rechte nicht nur Vorlegung, sondern Herausgabe der 
Urkunde der bona fldes entsprechen sollte, und wenn auch alle 
Verträge wie contractus bonae fldei zu behandeln sind, so 
würde doch der Satz, dass Urkunden herauszugeben sind, wenn 
die Herausgabe der bona fldes entspräche, zu allgemein sein, 
als dass hiermit etwas gewonnen wäre. 



1) Kohler, 1. c. S. 125, Demelius 1. c. S. 130 fg. 
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Dagegen ist die Bedeutung der condictio sine causa für 
das gemeine Recht gestiegen. Denn bei manchen Schuldpapieren 
des heutigen Eechts wird der Schuldner immer befreit, wenn 
er an den durch das Papier als Gläubiger Legitimirten zahlt. 
Es steigt also hier die Chance des Cedenten, der solche 
Urkunde behält, die Schuld auf Kosten des Cessionars einzu- 
treiben. Jedoch sind die meisten solcher Papiere Wertpapiere, 
bei denen der Erwerb des in ihnen verbrieften Rechts ohne 
ihre eigene üebertragung unmöglich ist. Der Erwerber des 
Rechts hat daher eine Klage auf Herausgabe der Urkunde 
nicht mehr nötig. Schliesslich ist festzuhalten, dass bei der 
condictio sine causa die Passivlegitimation des Cedenten mit* 
Aufgabe des ürkundenbesitzes aufhört. 

§ 6. 
Betrachtnng der Urkunde als Pertinenz der Forderung. 

Im gemeinen Recht hat der Pertinenzbegriflf eine zwei- 
fache Steigerung erfahren.^) Einmal hat er an Ausdehnung 
gewonnen. Ferner sind seine Wirkungen in sofern verschärft 
worden, als in gewissen Fällen, namentlich bei Landgütern, 
dingliche Verfügungen über die Hauptsache die Pertinenz mit 
ergreifen. Die Ausdehnung des Pertinenzbegriffs beruht darauf, 
dass das objektive Recht, zunächst das Gewohnheitsrecht, dann 
das Gesetz die Volksanschauung berücksichtigte, also aus dem 
vermutlichen Willen der Parteien seinen Grund entnahm. 
Dagegen scheint der andere Satz hiermit im Wiederspruch zu 
stehen, dass dinglich^ Verfügungen über die Hauptsache sich 
unter Umständen auch auf die Zubehör beziehen. Jedoch ist 
die Zahl dieser Verfügungen beschränkt und der Grund ist in 
der Natur der Geschäfte zu suchen. Es handelte sich anfänglich 
um Landgüter, bei denen die Mitveräusserung des Inventars 
unentbehrlich war. Ferner wurde bei dinglichen Verfügungen 
über Grundstücke die Tradition mehr und mehr umgangen 
oder fand durch deutsche Institute Ersatz. Wie verkehrt wäre 
es nun gewesen, die Veräusserung des Grund und Bodens ohne 
Uebergabe vor sich gehen zu lassen, nachher aber doch auf 
das Grundstück herauszugehen und die dort befindlichen 
Pertinenzen zu übergeben. Die Uebergabe von Pertinenzen 
ferner an den Pfandgläubiger im Gebiete von Rechten, in 

1) Dernb. Fand. I, S. 174. 
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denen zur Verpfändung: von Mobilien üebergabe gehört, verbot 
sich von selbst. Endlich aber sind, worüber unter den Schrift- 
stellern Einigkeit herrscht, alle Voraussetzungen des römischen 
Rechts für das Vorhandensein einer Pertinenz im gemeinen 
Recht in Geltung. Diese lassen sich aber nur, wie ich mich 
zu zeigen bemühte, darauf zurückführen, dass die Rechtsregel 
über Pertinenzen dem vermuteten Willen der Parteien ihren 
Grund entnimmt^), daraus folgt, dass auch für das gemeine 
Recht der Pertinenzbegriff nicht wiederstreitet, dass eine 
Urkunde Pertinenz zu einem Recht sein kann. Es fragt sich 
daher, ob sie es auch nach der Verkehrsauflfassung ist. Es 
erhellt ohne Weiteres, dass für diese die römischen Anschauungen 
nicht mehr massgebend sind. „Ohne Ketzerei wird man den 
speziellen Bestimmungen neuerer Partikulargesetze (per ana- 
logiam) eine grössere Bedeutung einräumen müssen, wie den 
römischen Gesetzen".^) Es bedarf daher einer kurzen Aus- 
einandersetzung über die verschiedene Auffassung von Urkunden 
im römischen, germanischen und heutigen Recht. 

Das römische Recht kannte neben den Beweisurkunden^) 
auch dispositive Urkunden, d. h. solche, durch die ein Rechts- 
geschäft zur Vollendung kommt. So verordnete. Diokletian, 
dass die Schenkungen der Eltern unter Kindern, wenn sie durch 
Urkunden perfiziert wurden, erst durch Üebergabe der Urkunden 
vollzogen würden (Fragm. Vat. 297), so gab Justinian in 1. 17 
C de fide instr. 4, 21 genaue Vorschriften, wenn dispositive 
Urkunden als vollendet zu betrachten seien.^) Als dispositive 
Urkunden waren das schriftliche Testament und die schriftliche 
Stipulation bekannt, nachdem die Schriftlichkeit die Rede und 
Gegenrede ersetzen konnte.^) Es galt also persönliche Üebergabe 
der mit derStipulationsklausel versehenen Urkunde als Stipulation. 
Da ferner die Üebergabe der Urkunde auf den Willen der Parteien 
schliessen Hess (vgl. 1. 7 D de R. V.), so konnte die Üebergabe der 



1) cfr. S. 15 fg. Nach germanischem Recht kam allerdings vor, 
dass der Rechtssatz, nach welchem Pertinenzen der Hauptsache folgen, 
beim Inventar von Landgütern jus cogens war. Jedoch ist das nicht 
gemeinrechtlich. 

2) Bekker 1. c. S. 131. 

8) Brunner, zur Rechtsgeschichte der röm. u. germ. ürk., S. 1. 
4) eod. S. 61, 63. 
ß) eod. S. 60. 
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Urkunde auch sonst konstitutiv wirken: üebergabe der Verkaufs- 
urkunde wurde, wenn auf dem Grundstück erfolgt, als Tradition 
angesehen. Beim constitutum possessorium galt die Üeber- 
gabe der Urkunde über das dem Constitut zu Grunde liegende 
Geschäft als Nachweis des Willens, jetzt für den Erwerber 
zu besitzen. 1) 

Ein constitutum liegt nun regelmässig in der Veräusserung 
mit dem Vorhalt des Niessbrauchs, so dass, wenn über solchen 
Vertrag eine Urkunde ausgefertigt und tibergeben wurde, im 
Eflfect die Tradition der Sache mit der Üebergabe der Ur- 
kunde zusammenfällt, sofern die Niessbrauchszeit auf nur 
wenige Stunden beschränkt wurde. 2) Ferner gewann auch die 
Urkunde, nach welcher jemandem die vacua possessio einer 
Sache überlassen wurde, eine derartige Bedeutung, dass sie 
manchen zur Tradition für erforderlich galt.^) 

Die germanische Privaturkunde ist aus der römischen 
hervorgegangen. Jedoch knüpfte das germanische Eecht in 
Italien einmal an das Provinzialrecht an, welches die Kechts- 
normen mehr nach dem wirtschaftlichen Erfolge als nach der 
juristischen Schärfe auffasste. Diesem musste daher die Um- 
gehung der Tradition durch Üebergabe des Veräusserungsver- 
trages, der dem Veräusserer den Ususfruct vorbehielt, oder 
durch Üebergabe der Urkunde über die missio in vacuam 
possessionem als Spitzfindigkeit erscheinen. Während daher 
nach römischem Eecht die Üebergabe der Urkunde nur als 
Konsequenz anderer Prämissen die Sachübergabe bewirken konnte, 
„behandelte das Vulgarrecht die Urkunde als Repräsentantin des 
darin verschriebenen Rechts, indem es die bekannte Rechts- 
regel: traditionibus dominia rerum transferuntur für Liegen- 
schaften dahin modifizierte, dass die Uebertragung des Eigen- 
tums sich durch Begebung einer Urkunde vollziehen konnte''.^) 

Aehnlich erschien ferner nach germanischem Recht die 
Urkunde als ein Vertragssymbol, welches die wadia vertreten 
konnte. „Der Urkundsakt perfiziert den Vertrag ebensogut 
wie der germanische Wadiationsakt.^)" 

1) eod. S. 114. 

2) eod. S. 115. 

3) eod. S. 119. 

*) eod. S. 113, 114. 

6) eod. S. 66, 16. 211 fg., 272. 
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Während das klassische römische Recht sich mehr als 
ein logischer, äusserlich nicht wahrnehmbarer Bau darstellte, ging 
der Germane von einer sinnlicheren Auffassung aus. Dem 
Römer ist die Obligation nur im Augenblick der Entstehung 
sinnlich wahrnehmbar, der Germane sieht in ihr etwas Körper- 
liches. So wird der Cessionar in die Forderung „gestellt'^, ^) 
so wird die Obligation selbst an körperliche Sachen geknüpft 
und mit diesen veräussert und erworben.^) Während der Römer 
sich unter dem Begriff der Obligation ein bestimmtes plastisches 
Bild machen konnte, war dem Germane die Vorstellung un- 
klar und verschwommen. So kommt es denn, dass die Obli- 
gation mit dem Papier, welches die cautio für den Gläubiger 
enthält und in dessen Hand befindlich ist, verschmolzen und gleich- 
sam verkörpert wird.^) Und gerade die cautio gilt als das Körper- 
liche, wie im germanischen Recht regelmässig der das Recht auf- 
gebende Akt (z. B. die Auflassung) in den Vordergrund tritt,*) 
so sieht der Römer in der Skriptur nur das Hinzukömmliche, 
der Germane die Obligation. Daher wurde bereits zur Zeit 
der Rechtsbücher jedes Geschäft, dessen Wirkung von einiger 
Massen längerer Dauer sein sollte, verbrieft.^) So nur kann 
die Geschichte der Wertpapiere, deren Innehabung zur Aus- 
übung des verbrieften Rechts nötig ist, erklärt werden: 

Schon die Kautionsformulare der fränkischen Zeit ent- 
halten eine Klausel, in welcher für den Fall der Zahlung die 
Rückgabe der Kaution stipuliert wird.^) Die Kaution wurde 
bei der Zahlung zurückgegeben und regelmässig entkräftet. 
Einerseits wurde rechtsgültig vereinbart, dass Zahlungsbeweis 
nur durch die restituierte und entkräftete Urkunde zulässig 
sei — während dies nach römischem Recht nichts bewies — 
andererseits waren Quittungen überflüssig und kamen in der 
That nur als Amortisationsurkunden der Cautionen vor, zum 



1) Platner, Zur Lehre von den Inhaberpap. im Arch. für civ. Prax. 
Bd. 42, S. 111, fg., cfr. S. 118. 

2) Stobbe, Zur Geschichte der Uebertragung von Forderungsrechten 
und der Inhaberpap. in der Zeitschr. für Handelsr. Bd. 16, S. 397 fg., § 2. 

8) Kuntze, Geschichte der Inhaberpap. Inders. Zeitschr. Bd. 1 §§ 11, 12. 

*) eod. § 13. 

6) Gareis in der Zeitschr. für Handelsr. 2, S. 349; Dahn, Westgoth. 
Forsch. S. 68-73, 274—275, Platner 1. c. S. 121. 

6) Brunner, Beitr. zur Gesch. u. Dogmatik der Wertpapiere in der 
Zeitschrift für Handelsr., Bd. 22, S. 59 fg., 65. 
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Teil waren sogar solche epistolae evacuatore vertragsmässig 
unzulässig.^) 

Das Resultat ist folgendes: 

Die Römer kannten nur wenige dispositive Urkunden, der 
Germane ist von jeher daran gewöhnt, durch üebertragung 
von Urkunden das verbriefte Recht zu über tragen. Für den 
Römer hatte der Schuldschein wesentlich nur als papierene 
körperliche Sache Bedeutung, der Germane sah in ihm kraft 
dessen Inhalts die Obligation; der Schuldner braucht vielfach 
nur gegen Rückgabe der Schuldverschreibung zu zahlen, sodass 
bei Abtretung des Rechts dessen Mitabtretung selbstver- 
ständlich ist. 

Auch den heutigen Verkehrsanschauungen entspricht allein 
die deutsche Auffassung von der Urkunde. Das nomen wurde 
im römischen Recht erst in dessen letzter Periode übertragbar, 
während heute die Abtretung einer Forderung zum Alltäglichen 
gehört.2) Was würde jetzt dem Cessionar das Recht auf ein 
exhibere nützen, wenn bei dem Fluktuieren der heutigen Be- 
völkerung der Cedent verzieht und dem Erwerber ausser Augen 
kommt. Beglaubigte Abschriften können zum Beweise nicht 
viel nützen, da durch sie die Echtheit des Originals nur schwer 
ermittelt werden kann (§§ 381, 404 C. P. 0.). Noch weniger 
würden dem zweiten oder dritten Cessionar beglaubigte Ab- 
schriften beglaubigter Abschriften helfen (§ 380 C. P. 0.). 
Die moderne Verkehrsanschauung fordert also eine Herausgabe 
der Urkunden. 

Es ist nun bereits oben gezeigt worden, dass die Pertinenz 
ihrer Natur nach als Hauptsache nicht eine körperliche Sache 
erfordert, dass daher die römische Entscheidung, nach welcher 
an den Erwerber eines Rechts Urkunden darüber nicht heraus- 
zugeben sind, nur auf die damalige, jetzt nicht mehr mass- 
gebende Verkehrsauffassung zurückzuführen sind. Es ist ferner 
dargethan, dass die heutige Verkehrsauffassung Herausgabe 
der Urkunden fordert. Dass schliesslich die Verpflichtung 
zur Herausgabe von Urkunden genau ebenso zweckmässig ist 
wie die Verpflichtung zur Herausgabe von Pertinenzen an den 

1) eod. S. 77-82 fg. 

2) Kuntze, 1. c. § 15. Vergleiche die hervorragende Entscheidung 
des prenssischen Obertribnnals in der Sammlung Bd. 40, S. 50 und Strieth, 
Arch., Bd. 30, S. 353. 
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Erwerber der Hauptsache, yersteht sich von selbst, der Grund 
der verpflichtenden Rechtsnorm ist also unbedenklich der gleiche. 
Es soll nun noch im Einzelnen gezeigt werden, dass auch 
diejenigen Rechtssätze, welche die Voraussetzung der Pertinenz- 
eigenschaft normieren, ohne Weiteres zutreffen. 
Zur Begründung der Pertinenz ist erforderlich: 

1. Eine Hauptsache. Sind zwei Sachen gleichwertig, so 
werden sie regelmässig beide erwähnt werden, wenn sie gemeint 
sind. So stehen Messer und Gabel, trotzdem sie vielleicht in 
einem Besteck zusammenliegen, nicht im Verhältnis von 
Pertinenzen. — Die Urkunde hat nach heuliger Auffassang 
nur durch ihren Inhalt Bedeutung, sodass, wenn dieser sich 
auf das Recht bezieht, dieses allein die Hauptsache ist. 

2. Die Zubehör muss dem Zwecke (nicht gerade nur dem 
wirtschaftlichen) dienen, für welchen die Hauptsache nach ihren 
Eigenschaften ihrem Besitzer dient, z. B. der Rahmen ist Zu- 
behör des Bildes, der Schlüssel ist Zubehör des Hauses. — 
Der Zweck des Rechts ist dessen Erfüllung und Ausnutzung. 
Die Urkunde muss daher, damit sie Pertinenz ist, hierzu dienen. 

3. Die Zubehör muss a) so eingerichtet sein, dass sie der 
Hauptsache dauernd dienen kann und nicht blos dem jetzigen 
Eigentümer, sie muss b) zu diesem Zwecke bestimmt und 
c) bereits verwendet sein. Denn es ist nicht ohne Weiteres an- 
zunehmen, dass jemand mit einer anderen Sache diejenige Sache 
veräussert, die nur ihm in Verbindung mit der ersten Sache 
hilft, oder die er hierzu gar nicht bestimmt hat, oder die erst 
einmal in Zukunft dem Zwecke der Hauptsache dienen soll. 
Es liegt auf der Hand, dass dies Alles auch für Urkunden 
gelten muss. Es mag nur bemerkt werden, dass z. B. ein 
Liebesbrief, der durch seinen Inhalt zufällig auch Rechte be- 
weist, bei der Cession dieser Rechte nicht als mitveräussert 
gilt, und von dem Cessionsgeschäft unberührt bleibt. 

Die Urkunde ist demnach gemeinrechtlich m. E. Zubehör 
zum Recht wie jede andere Sache zu einer Hauptsache, wie 
man auch in der That bis in die neueste Zeit hinein kein 
Bedenken getragen hat, sie als solche zu bezeichnen, nicht nur 
in der Theorie i) und Praxis, 2) sondern auch in der Gesetzgebung 

1) cfr. die bei Brauns, die Lehre von den Pertinenzen, Rostock 1886, 
S. 42, und die bei Kohler 1. c. S. 124 Citierten. 

2) cfr. die Entscheidungen S. 25 Anm. 2. 
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(§§62, 63A.L.K-I, 2; vgl. auch C.P.O. § 737 Abs. 2), wobei 
man allerdings in den Fehler verfiel, sie bei dinglichen Rechten 
nicht als Pertinenzen zu diesen, sondern zu den Sachen selbst, 
auf welche sich die dinglichen Rechte bezogen, zu betrachten. ^) 

Die Wirkung der Zubehöreigenschaft muss also die gleiche 
sein wie bei den anderen Sachen. Es treffen diejenigen Rechts- 
veränderungen bezüglich der Urkunde ein, welche das Recht, 
zu dem sie Zubehör ist, betreffen, soweit solche Veränderungen 
durch blosse Willenserklärungen herbeigeführt werden können. 
Allerdings ist Theorie und Praxis hierüber hinausgegangen: 
Hiernach soll der Cessionar eines Rechts durch die Cession, 
auch ohne Besitzübertragung Eigentum an der Schuldurkunde 
erwerben.2) * Jedoch ist m. E. hiermit der Gesetzgebung vor- 
gegriffen, da dieser Schluss nicht aus der Zubehöreigenschaft 
allein, vielmehr nur aus der Wertlosigkeit der Urkunde als 
Stücks Papier gezogen werden kann. Die Gesetzgebung hat 
aber diese Folge an die Wertlosigkeit bislang nicht geknüpft. 

Nach gem. Recht kann also eine Urkunde einmal von dem 
Erwerber eines Rechts mit der condictio sine causa in besonders 
gearteten Fällen, ferner aber auch dann herausgefordert werden, 
wenn sie Zubehör zum Recht ist. 

C. Das bürgerliche Gesetzbuch. 

§ 7. 
Ungerechtfertigte Berelchernng. 

Nach § 812 ist, wer durch die Leistung eines Anderen 
oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten etwas ohne recht- 
lichen Grund erlangt, ihm zur Herausgabe verpflichtet. Die 
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund 
später fortfällt. Eine Anwendung dieses letzteren Satzes liegt 
in § 371: „Ist über die Forderung ein Schuldschein ausgestellt 
worden, so kann der Schuldner Rückgabe des Schuldscheins 
verlangen. Behauptet der Gläubiger 'zur Rückgabe ausser 



1) So §§62, 63A.L.R. I, 2; Demburg, Pfandr. Bd. I, S.435; dagegen 
Kohler l. c. 

2) Strieth. Arch. Bd. 47, S. 149, Bd. 99, S. 96; Entseh. des preuss. 
Obertrib. Bd. 74 S. 39. Entscb. des Reichsger. in Civils. Bd. 21, S. 360; 
Demb., preussisches Privatr. Bd. 2, S. 204, A. 2 (Dernb. hat den 1. c. an- 
gegebenen Fall m. E. zwar richtig entschieden, doch nicht richtig begründet). 
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Stande zu sein, so kann der Schuldner das beglaubigte Aner- 
kenntnis verlangen, dass die Schuld jerloschen sei. 

Im Wesentlichen stimmen diese Vorschriften mit dem 
gemeinrechtlichen Bestimmungen über Condictionen überein. 
Nur ist insofern das Recht des Schuldners auf Rückforderung 
des Schuldscheins abgeschwächt, als er bei der blossen „Be- 
hauptung" des Schuldners, er besitze den Schuldschein nicht 
mehr, von dem Verlangen auf dessen Herausgabe abstehen 
und mit beglaubtem Anerkenntnis über das Erlöschen der 
Schuld zufrieden sein muss, eine für die überwiegende Mehr- 
heit der Fälle wohl zweckmässige Vorschrift, die den Schuldner 
verhindert, mit der Leistung zurückzuhalten, wenn er in einer 
für die Regel ausreichenden Weise gesichert ist. 

Es bedarf keiner Ausführungen, dass die früher entwickelten 
gemeinrechtlichen Sätze bezüglich der Condictionen^) ohne 
Weiteres Anwendung zu finden haben. 

§8. 
Betrachtang der Zubehör als Pertinenz eines Bechts. 

Nach § 97 B. G. B. sind Zubehör bewegliche Sachen, die 
ohne Bestandteile der Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen 
Zwecke der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr 
in einem dieser Bestimmung entsprechenden räumlichen Ver- 
hältnis stehen, es sei denn, dass diese Sachen im Verkehr 
nicht als Zubehör angesehen werden. 

Schon aus dieser Definition erhellt, dass Rechte nicht 
Hauptsachen für eine Zubehör seien können. Denn beide 
können niemals zu einander in einem „räumlichen Verhältnis" 
stehen. Dasselbe folgt auch aus § 90 B. Q. B. Denn nach 
diesem versteht es unter einer Sache, also auch einer „Haupt- 
sache", nur einen körperlichen Gegenstand. 

Die unmittelbare Anwendung des Pertinenzbegriflfe auf 
Urkunden im Verhältnis zu ihrem Recht ist also ausgeschlossen. 

§ 9. 
Der Znsammenhang zwischen Recht nnd Urkunde nach B.O.B. 

Es fragt sich weiter, in welcher Weise der offenbar vor- 
handene Zusammenhang zwischen dem Recht und der darüber 
1) oben §,5. 
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gebildeten Urkunde seine Wirkungen ausübt. In dieser Be- 
ziehung kommen die §§ 952 und 402 in Betracht. Zunächst 
soll § 952 ins Auge gefasst werden: 

Es lag bei Beratung des ersten Entwurfs in der zweiten 
Lesung zu § 1109 der Antrag vor, diesen § durch folgenden 
§ 791a (789 — 791 handelten vom Zubehör) zu ersetzen:^) 

Ein über eine Forderung ausgestellter Schuld- 
schein ist Zudehör der Forderung. Wird die Forderung 
veräussert oder mit einem Recht belastet, so erstreckt 
sich die Veräusserung oder Belastung auch auf den 
Schuldschein. 

Das Gleiche gilt von Urkunden über andere Rechte 
kraft deren eine Leistung gefordert werden kann, ins- 
besondere über Hypotheken- und Grundschuldbriefe. 
Mit der Annahme dieses Antrages hätten die Urkunden 
Zubehöreigenschaft im engsten Wortsinne erhalten, und un- 
körperliche Gegenstände hätten Hauptsachen für Pertinenzen 
sein können. Die Bestimmung lautet aber nun nach § 952 B. G. B.: 
Das Eigentum an dem über eine Forderung aus- 
gestellten Schuldschein steht dem Gläubiger zu. Das 
Recht eines Dritten an der Forderung erstreckt sich 
auch auf den Schuldschein. 

Das gleiche gilt für Urkunden über andere Rechte, 
kraft deren eine Leistung gefordert werden kann, 
insbesondere etc. 
In § 952 wird also nicht nur der Satz ausgesprochen, 
dass der Veräusserer der näher bestimmten Rechte zur Her- 
ausgabe der Urkunden über sie verpflichtet ist, sondern es 
wird ihm auch Eiguntum an diesen zugesprochen. Aber grade 
der Satz, dass der Schuldschein und die anderen Urkunden 
Zubehör der Forderung seien, wurde gestrichen. Für die 
Streichung wurde geltend gemacht: „der Entwurf habe in 
Uebereinstimmung mit der neueren Wissenschaft als Grundlage 
den Zubehörbegrifl gewonnen, dass er denselben auf das Vor- 
handensein von Sachen zu Sachen beschränke; die Bestimmt- 
heit des Begriffs, deren Fehlen sich in den bestehenden Gesetzen 
als Uebelstand herausgestellt habe, würde durch die Annahme 
des beantragten Satzes verloren gehen. . . Der Satz passe 
1) Prot. 2. Les. 4578—4582. 
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auch nicht für Schuldverschreibungen auf den Inhaber, bei 
diesen liesse sich mit mehr Recht die Forderung als Zubehör 
der Urkunde bezeichnen." M. E. war die Streichung des ersten 
Satzes verfehlt. Die „moderne Wissenschaft" hat für die 
Verwerfung der Zubehörqualität der Urkunde nur den Mangel 
des „Sachzusammenhangs" anführen, einen durchschlagenden 
Grund für diesen aber nicht beibringen können. Die Praxis 
hat konsequent die Zubehöreigenschaft der Urkunde bejaht. 
Die neuere Gesetzgebung ist gefolgt. Welcher Uebelstand sich 
hieraus ergeben hat, ist unerfindlich. Dass das Papier immer 
nur die Nebensache, das Recht die Hauptsache ist, auch wenn 
der Rechtserwerb und Verlust sich in dinglicher Weise voll- 
zieht, ist selbstverständlich. Auch der Grund der Vorschrift, 
soweit sie verordnet, dass gewisse Papiere mit der Forderung 
verbunden und dem Berechtigten herauszugeben sind, beruht 
auf demselben Grunde wie die Pertinenzlehre, nämlich auf 
dispositivem Rechtssatze, begründet durch den das Zweck- 
mässige verfolgenden. Willen der Parteien. 

Die Bedingungen für die Pertinenzqualität sind die gleichen 
im B. G. B. wie im römischen Recht, von letzteren ist gezeigt, 
dass sie auf dem das Zweckmässige verfolgenden Parteiwillen 
beruhen. Auch den Verfassern der Entwürfe hat der Gedanke 
vorgeschwebt, dass § 97 eine Auslegungsregel enthalte. Der 
Teilentwurf zum Allgemeinen Teil § 16 lautete: Das eine 
Sache betreffende Rechtsgeschäft erstreckt sich im Zweifel 
auch auf diejenigen beweglichen Sachen etc." Die Motive zu 
diesem Vorentwurf^) geben als Grund der Pertinenzqualität 
an, „dass man im Verkehr bei dem Namen der Hauptsache 
nicht diese in ihrer Nacktheit, sondern in ihrer Ausrüstung 
mit den bei ihr befindlichen Hilfssachen im Sinne zu haben 
pflegt. Wenn die Fassung dieses § später geändert wurde, so 
geschah dies nur, um auch für die Gesetze eijie Interpretations- 
regel zu geben, während nach der Fassung des Vorentwurfs 
eine solche nur für Rechtsgeschäfte aufgestellt worden wäre. 2) 
Dementsprechend hat man sich auch die Wirkung der Pertinenz- 
qualität gedacht: „Allerdings wohne der Pertinenz in manchen 
und erheblichen Beziehungen eine sachenrechtliche Bedeutung 



1) Sachenr. I S. 67. 

8) Prot, zum 1. Entw. S. 3347. 
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nicht bei, wohin namentlich gehöre, dass die Zubehöreigenschaft 
die betreffende Sache nicht notwendig das Besitz- und Inne- 
habungsschicksal der Hauptsache teilen lasse, auch nicht die 
an der Hauptsache bestehenden Rechte ohne Weiteres auf das 
Zubehör erstrecke, und mindestens für die Vindikation gleich- 
gültig bleibe. Dingliche Bedeutung sei in der Weise denkbar, 
dass das Gesetz an den Zubehörstücken dingliche Rechte, 
ohne dass eine üebergabe hinzutreten brauche, zusprechen 
kann, auch wenn das Zubebörstück einem anderen als dem 
Eigentümer gehört." i) Diese der Natur der Pertinenz ent- 
sprechende Ansicht der Redaktoren, hat im Gesetz dadurch 
Ausdruck gefunden, dass die Zubeböreigenschaft nur ausnahms- 
weise, und zwar bei der Auflassung (§ 926) und Hypothezierung 
(§ 1120) dingliche Wirkung hat, wobei die Motive 2) bezüglich 
der Hypothezierung ausdrücklich bemerken, dass diese dingliche 
Wirkung auf einer Besonderheit des Hypothekenrechts, nicht 
des Zubehörbegriffs beruht. 

Demnach ist auch nach B. G. B. als Grund der Pertinenz 
der präsumtive Wille der Beteiligten anzusehen. Dies ist auch 
für § 952 anzunehmen. 

Allerdings scheint die Entstehungsgeschichte des § dafür 
zu sprechen, dass Zweckmässigkeit, unabhängig vom Willen 
der Parteien, den Grund der Vorschrift bildete: 

Zu dem mitgeteilten Antrage § 791 a wurde der Gegen- 
antrag gestellt, der Verordnung folgende Fassung zu geben: 
Das Recht an einer Forderung erstreckt sich auf 
den über sie ausgestellten Schuldschein. 
Das Gleiche gilt pp. 

Man beabsichtigte hierdurch zwingendes Recht zu schaffen. 
Dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt, da man sich mit einer 
dispositiven Vorschrift begnügen müsse.^) Trotzdem ist in 
dem dem Reichstage zugegangenen Entwurf, der im § 952 
Gesetz wurde, eine Fassung, die mit dem abgelehnten Antrage 
übereinstimmt, beliebt worden, ohne dass in der Denkschrift 
die Gründe des Bundesrats angegeben sind. 



1) Motive zum Teilentw., Sachenr. I, S. 67 fg. Veröffentl. Mot. Bd. 3, 
S. 65. 

») Veröff. Mot. Bd. 3,. S. 66. 
«) Prot. 1. c. 
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Aber da das Civilrecht, wenn nicht öffentliche Interessen 
vorliegen, dispositiv ist, so giebt § 952 dem entgegengesetzten 
Parteiwillen Raum, da er ihn nicht ausdrücklich ausschliesst. 
Sollte denn ein Rechtsgeschäft, durch das der Gläubiger den 
aus irgend einem Grunde z. B. als Autogramm wertvollen 
Schuldschein von dem Rechte trennt, nichtig sein? Der einzig 
Interessirte, der Widerspruch erheben könnte, wäre der Schuldner, 
da er gegen Zahlung Rückgabe des Schuldscheins fordern 
könnte. Aber er muss sich ja bei der blossen Behauptung des 
Gläubigers, dass dieser zur Rückgabe des Schuldscheins ausser 
Stande sei, mit dessen öffentlich beglaubigtem Anerkenntnis 
über das Erlöschen der Schuld begnügen (§ 371). Demnach 
würde ein Grund für die Nichtigkeit eines selbständigen Rechts- 
geschäfts über den Schuldschein nicht vorliegen. Daraus folgt 
ohne Weiteres, dass der Gläubiger selbst bei Veräusserung 
des Rechts sich das Eigentum am Schuldschein vorbehalten 
kann. So ist denn der Grund des § 952 nicht in dem vom 
Steller des Antrages angegebenen Grundsatze zu suchen, „dass 
der über eine Schuld ausgestellte Schuldschein nicht Gejgen- 
stand eines selbständigen Rechts sein könne", sondern dass 
er es nur in den seltensten Fällen ist. Demnach ist § 952 
dispositiven Rechtes, widerspricht also nicht der Annahme, 
dass er auf vermuteten Parteiwillen zurückzuführen ist. Dazu 
kommt aber Folgendes: Der Schuldschein ist „den wirtschaft- 
lichen Zwecken des Rechts zu dienen bestimmt" (cfr. § 97 B.Q.B.). 
Er dient dem Gläubiger zum Beweise der Forderung und zur 
Ersparung von Kosten bei Eintreibung derselben, letzteres 
deshalb, weil der Gläubiger dem Schuldner, welchem er den 
Schuldschein nicht zurückgeben kann, ein öffentlich beglaubigtes 
Anerkenntnis über das Erlöschen der Schuld auszustellen hat 
(§ 37). Ferner aber ist zur Anwendung von § 952 erforder- 
lich, dass der Schuldschein „ausgestellt" ist. Wann dies der 
Fall, soll nach den Protokollen die Praxis entscheiden. Dieser 
Augenblick kann aber nicht eher eintreten, als bis der Schuldner 
ihn dem Gläubiger übergeben hat, oder der Schein sonst die 
Schuld beweist. 

Es erhellt hiernach m. E. dass die Voraussetzungen des 
§ 952 mit denen des § 97 übereinstimmen. Da nun auch die 
Folge des § 97, nach der die Zubehör der Hauptsache folgt, 
auch für die Urkunde, die das Recht verbrieft, Anwendung 
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findet, so bedarf es keiner weiteren Ausführung, dass die 
Rechtsnorm des § 952 auf demselben Grunde beruht wie § 97. 

Auch ein praktischer Unterschied zwischen der „Zubehör^' 
des § 97 und der Quasizubehör des § 952 ist nicht ersichtlich. 

Die zweite in Betracht kommende Bestimmung ist § 402: 

Der bisherige Gläubiger ist verpflichtet, dem neuen 

Gläubiger die zum Beweise der Forderung dienenden 

Urkunden, soweit sie sich in seinem Besitze befinden, 

auszuliefern. 

Die Urkunde, um die es sich im § 402 handelt, muss also 
„zum Beweise dienen", und zwar dem Gläubiger (verbis: soweit 
sie sich in seinem Besitze befinden). Dass die Urkunde auch zum 
Beweise bestimmt sein muss, ergiebt sich ohne Weiteres. 
Demnach sind im § 402 alle Voraussetzungen des § 97 für 
Pertinenzen enthalten, welche nur auf den das Zweckmässige 
verfolgenden Parteiwillen zurückzuführen sind. Daher ergiebt 
sich aus § 952 und 402 in Verbindung mit § 97. 

Schuldscheine und Urkunden, auf Grund deren eine Leistung 
gefordert werden kann, desgleichen Beweisurkunden, sind im 
Verhältnis zum verbrieften Recht nach Analogie der Per- 
tinenzen zu behandeln. Mangels jedes entgegenstehenden 
Grundes ist aber überhaupt die Frage, ob der Erwerber eines 
Rechts Anspruch auf Herausgabe anderer Urkunden habe, da- 
nach zu beantworten, ob die Voraussetzungen des § 97 
B. G. B. auf das Verhältnis von den Urkunden zum Recht 
analog passen. Praktisch wäre dasselbe Resultat viel ein- 
facher ausgedrückt worden, wenn der Antrag Gesetz geworden 
wäre: 

Ein über eine Forderung ausgestellter Schuldschein 
ist Zubehör der Forderung. 

Die Wirkung der Quasizubehöreigenschaft ist bezüglich 
der Beweisurkunden dahin geregelt, dass der Cedent zur Aus- 
lieferung an den Cessionar verpflichtet ist, während der Schuld- 
schein und Urkunden über andere Rechte, kraft deren eine 
Leistung gefordert werden kann, mit der Veräusserung des 
Rechts in das Eigentum des Gläubigers übergehen. Woher 
der Unterschied? Der Grund von § 952 war, wie gesagt, 
„dass das Recht an der über eine Forderung ausgestellten 
Urkunde dem Gläubigerrecht folge, und dass der Schuldschein 
— regelmässig, wie wir hinzusetzen müssen — nicht Gegen- 
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stand eines sebständigen Rechts sei.** Die uneigentliche 
Zubehöreigenschaft, rechtfertigt nun, wie aus den früheren 
Ausführungen folgt, noch nicht den Eigenthumstibergang der 
Urkunde, dieser ist vielmehr in deren regelmässiger Wert- 
losigkeit zu finden. Es zeigt sich dies auch durch die Stellung 
des § 952 im Gesetz unter den Bestimmungen über Spezi- 
fication. Nach § 952 erwirbt nämlich nicht nur der zweite 
und fernere, sondern auch der erste Gläubiger Eigentum am 
Schuldschein, auch wenn das Papier einem anderen gehört 
hat. Dieser Satz interessiert hier insofern, dass das B. G. B. 
regelmässig das Papier „erheblich geringer" erachtet (cfr. 
§ 950), als die durch Beschreiben produzierte Urkunde. Dies 
ist aber nicht bloss der Grund für die Spezification, sondern 
auch für den Eigentumsübergang der Urkunde auf den Er- 
werber des Kechts ohne Tradition. Entsprechend der neueren 
Kechtsbildung wird beim Schuldscheine nur sein Inhalt berück- 
sichtigt, das Papier als körperliche Sache ignoriert, da diese 
im Verhältnis zum Inhalt wertlos ist. Der Grund passt aber 
m. E. auf alle Beweispapiere, auf welche die Mehrheit der 
Berater des Entwurfs zweiter Lesung auch § 952 angewendet 
wissen wollte, er passt auch m. E. auf alle Papiere, die im 
weiteren Sinne Zubehöreigenschaft zu einem Kecht haben. 
§ 402 hat also im § 952 entsprechende Ergänzung gefunden, 
sodass sich als Resultat ergiebt: 

Diejenigen Urkunden über Rechte, welche für die Zwecke 
dieser Rechte bestimmt und dazu verwendet sind, sind als un- 
eigentliche Zubehörstücke nach dem in analoger Weise zur 
Anwendung zu bringenden § 97 B. G. B. zu behandeln. Dar- 
über hinaus geht die Bestimmung, dass sie auch im Eigen- 
tum des Inhabers des Rechts stehen, und dass das Recht 
eines Dritten auf das Recht selbst sich auch auf die Urkunden 
erstreckt, sofern nicht selbstständige Rechte Dritter an diesen 
Urkunden entgegenstehen. 
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II. Teil. 

Das Recht lies Rechtsnactfolsers anf ille vollstreckbare Ansrertipng. 

1. Die Bedentnng der yollstreckbaren Ansfertigang. 

§ 10. 

Das Wesen der vollstreckbaren Ausfertigung ergiebt 
sich aus den nachfolgenden Bestimmungen der C. P. 0. Es 
verordnen : 

§ 662, Absatz 1: Die Zwangsvollstreckung erfolgt auf 
Grund einer mit der Vollstreckungsklausel versehenen Aus- 
fertigung des Urteils. 

§ 668. Die Vollstreckungsklausel: 

»Vorstehende Ausfertigung wird dem u. s. w. (Be- 
zeichnung der Parter) zum Zwecke der Zwangsvoll- 
streckung erteilt" 
ist der Ausfertigung des Urteils am Schlüsse beizufügen, von 
dem Gerichtsschreiber zu unterschreiben und mit dem Gerichts- 
siegel zu versehen. 

§ 675. In dem schriftlichen oder mündlichen Auftrage 
zur Zwangsvollstreckung in Verbindung mit der Uebergabe 
der vollstreckbaren Ausfertigung liegt die Beauftragung des 
Gerichtsvollziehers Zahlungen oder sonstige Leistungen in 
Empfang zu nehmen, über das Empfangene wirksam zu quittieren, 
und dem Schuldner, wenn dieser seiner Verbindlichkeit genügt 
hat, die vollstreckbare Ausfertigung auszuliefern. 

§ 676. Dem Schuldner und dem Dritten gegenüber wird 
der Gerichtsvollzieher zur Vornahme der Zwangsvollstreckung 
und der in § 675 bezeichneten Handlungen ermächtigt. Der 
Mangel oder die Beschränkung des Auftrages kann diesen 
Personen gegenüber vom Gläubiger nicht geltend gemacht 
-werden. — 

Die vollstreckbare Ausfertigung ist von der R. C. P. 0. 
aus der hannoverschen übernommen; Grund der üeberaahme 
war Einführung des Instituts der heutigen Gerichtsvollzieher. 

3 
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Im gemeinen wie im preussischen Civilprocess hatte die 
Zwangsvollstreckung in den Händen des Gerichts geruht „und 
wenn in diesem Verfahren früher nicht erörterte Thatsachen 
zur Sprache kamen, so hatte der Richter hierüber nach vor- 
gängigem Gehör von Neuem zu erkennen, während er sonst 
die Exekution zu verfügen hatte".^) 

Zwar kannte man eine vollstreckbare Ausfertigung im 
Sinne der C. P. 0. nicht im Gebiete des französischen Rechts,^) 
von wo gerade das Institut der Gerichtsvollzieher in das 
hannoversche und das Reichsrecht übergegangen war, doch 
galt dort der Grundsatz, dass aus jedem Urteil sofort die 
Zwangsvollstreckung vorgenommen werden könnte,^) jedes 
Urteil also gleichsam die in Deutschland für den Beginn der 
Zwangsvollstreckung erforderliche Verfügung: Fiat exsecutio! 
enthielt. Die C. P. 0. dagegen blieb ebenso wie die ihr zu 
Grunde liegenden Gesetze und Entwürfe bei dem deutsch- 
rechtlichen Satze stehen, dass die Zwangsvollstreckung regel- 
mässig erst nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils beginnen 
dürfe, hier war also, da man dem Gerichtsvollzieher nicht die 
Prüfung über den Eintritt der Rechtskraft überlassen konnte, 
eine Form nötig, welche die frühere Verfügung: fiat exsecutio! 
ersetzen konnte.*) 

Hierzu dient die vollstreckbare Ausfertigung, welche aber 
dem Gerichtsvollzieher nicht nur die Prüfung der Rechtskraft, 
sondern jede Prüfung über die Zulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung nehmen soll,^) und deren Erteilung regelmässig 
dem Gerichtsschreiber, in schwierigeren Fällen dem Vorsitzenden 
des Gerichts zugewiesen ist. Die vollstreckbare Ausfertigung 
muss also, um ihren Zweck zu erfüllen, deutlich ersehen lassen, 
ob überhaupt und für und gegen wen Zwangsvollstreckung 
betrieben werden darf; deshalb hat die C. P. 0., um jeden 
Zweifel über die Existenz einer vollstreckbaren Ausfertigung 



1) Wetzel, Civilpr. S. 985. Vgl. preuss. A. G. 0. §§ 24, § 5 fg. 40, 
I, 24; § 3 der Verordn. vom 1. Juni 1833, G. S. S. 37/38. 

2) Prot, zum hannöv. Entw. S. 4075. 

8) Code de procedure Art. 147, Schlink Komm, zur franz. C. P. O., 
Bd. 4, S. 9. 

*) Motive zur preuss. Entw. S. 242, Mot. zur hannöv. 0. P. 0. S. 59, 62. 
Vgl. ausserdem die sämmtlichen Commentare. 

ö) Mot. S. 404, Plank Lehrbuch des deutsch. C. F. R. II S. 662 fg. 
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abzuschneiden, den WortBt ndelr VoUstreckuagsklausel ^enau 
vorgeschrieben, wenn auch Aenderungen, Zusätze und dergl. 
gestattet sind.^) Deshalb hat sie ferner bestimmt, dass die 
Personen, für und gegen welche Zwangsvollstreckung beginnen 
soll, im Urteil oder in der Klausel namentlich genannt sein 
müssen. Ist aber diesen Erfordernissen genügt, so ist der 
Gerichtsvollzieher durch den Besitz der vollstreckbaren Aus- 
fertigung zur Zwangsvollstreckung befugt, sofern nicht die- 
jenigen Thatsachen vorliegen, die nach § 691 der C. P. 0. Ein- 
stellung oder Beschränkung der Zwangsvollstreckung zur Folge 
haben^). Das Wesen der vollstreckbaren Ausfertigung besteht 
daher „in der garantierenden Form für die Richtigkeit des 
Rechts."^) j)ie vollstreckbare Ausfertigung in den Händen des 
in ihr bezeichneten Gläubigers giebt diesem die formale Legi- 
timation gegen den in ihr bezeichneten Schuldner die Zwangs- 
vollstreckung nach Massgabe des Urteils zu betreiben. Ob 
ihm das Recht zusteht oder nicht, z. B. deshalb nicht, weil der 
Gläubiger nach Erlass des Urteils befriedigt ist, kann diese 
Krafc nicht beeinträchtigen. 

2. Die Klage aus der angerechtfertigten Bereichernng auf 
Heransgabe der vollstreckbaren Ansfertignng. 

§ 11. 

Es ist nunmehr zu prüfen, ob der Erwerber der Rechte 
aus dem Urteile die vollstreckbare Ausfertigung als Pertinenz 
dieser Rechte oder mit der Klage aus der ungerechtfertigten 
Bereicherung herausfordern kann. Mit der Untersuchung über 
die letzte Klage soll begonnen werden. 

Es kann keinem Bedenken unterliegen, dass die vollstreck- 
bare Ausfertigung als Beweismittel für die actio judicati^) und 
exceptio rei judicatae dienen kann. Sie beweist zwar nur 
das Bestehen eines vollstreckbaren, aber, wenn das Urteil nicht 

*) Vgl. ausser den Kommentaren die Nordd. Prot. S. 1967, 1972, die 
Blätter für Rechtspfl. im Bezirk d. Kammerger. 1895 S, 114. Wach, Vortr. 
über R. C. P. S. 320; auch § 45 A. G. 0. I, 24. 

2) Motive S. 403 und die Kommentare. 

») Kohler im Arch. f. eiv. Praxis, Bd. 72, S. 36. 

*) Vgl. Hellmann. \ üeber die heutige Anwendung der Judikatsklage 
in der Zeitschr. f. Civilpr., ßd. 2i, S. 473, Dernb., preuss. Privatr., Bd. 1, 
S. 322, Anm. 2. 

3* 
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für vorläufig vollstreckbar erklärt ist, auch das Bestehen eines 
rechtskräftigen Urteils. Diese Beweiskraft hat die Ausfertigung 
natürlich für den Cessionar ebenso wie für den Cedenten. Hier- 
aus erhellt nach dem früher Ausgeführten (Teil I §§ 3, 5, 7) 
ohne Weiteres, dass der Cessionar gegen den Cedenten auf 
Herausgabe der Ausfertigung mit der Klage aus der ungerecht- 
fertigten Bereicherung ebenso klagen kann, wie auf Heraus- 
gabe des Schuldscheins. 

Dazu kommt, dass die vollstreckbare Ausfertigung zu den 
früher (Teil I § 5) erwähnten Papieren gehört, bei denen der 
Schuldner befreit wird, wenn er an den durch das Papier als 
Gläubiger Legitimierten zahlt. Wir sahen, dass die voll- 
streckbare Ausfertigung die „formale Gestaltung ist, die einem 
wirklichen oder potentiellen Kechte die Vollstreckung eröffnet'^ i) 
Der Gerichtsvollzieher ist berechtigt und auf Verlangen des 
in der Urkunde bezeichneten Gläubigers verpflichtet, die Zwangs- 
vollstreckung zu betreiben. Andererseits braucht sich aber 
Tsuch der Schuldner nicht darum zu kümmern, ob der Gerichts- 
vollzieher vom Gläubiger mit der Zwangsvollstreckung be- 
auftragt ist, da nach § 676 C. P. 0. der Mangel oder die Be- 
schränkung des Auftrages dem Schuldner oder Dritten gegen- 
über nicht geltend gemacht werden kann.^) Der Schuldner 
wird daher frei, wenn er auch nach der Cession der Rechte 
aus dem Urteile an den Gerichtsvollzieher zahlt, der sich im 
Besitze Jer auf den Namen des Cedenten lautenden vollstreck- 
baren Ausfertigung befindet, es sei denn, das der Schuldner 
dolos gehandelt hat. 3) Der Schuldner hat zwar dem Gerichts- 
vollzieher gegenüber das Eecht, den Mangel des Auftrages zu 



1) Kohler, Arch. f. civ. Praxis Bd. 72, S. 32. 

2) Vgl. ausser den Kommentaren Busch, ZwangsvoUstr. S. 132; 
Motive zur C. P. 0. S. 411; Hahn, Materialien S. 812, Entsch. des Reichs, 
gerichts in Civils. Bd. 14, S. 80, Nordd. Prot. S. 1987. Anders A. Q. O. 
§ 66 I, 21. 

3) Vgl. ausser den Komment.: preussischen Entw. S. 252, Motive 
dazu S. 252, Nordd. Prot. 1987. V\^eniger weit geht Bunsen, ZwangsvoUstr. 
8. 136, doch m. E. lässt er die nötige Klarheit vermissen; weiter geht 
gewiss mit Unrecht Endemann, der auch den dolus des Schuldner unberück- 
sichtigt lassen will. 
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rügen,!) er ist aber hierzu nicht verpflichtet, auch wenn er 
die Cession durch formelle Denunziation erfahren hat, denn im 
Unterlassen der Rüge ist noch nicht dolus zu erblicken, sondern, 
wie Hahn richtig bemerkt, 2) in der Kenntnis des Schuldners, 
dass durch Zahlung an den unrechtmässig oder nicht beauf- 
tragten Gerichtsvollzieher dem Gläubiger ein Schaden ent- 
stehen wird. 

Es bl6ibt daher der Cedent trotz der Cession zur Annahme 
der Zahlung legitimiert, wenn er im Besitz der vollstreckbaren 
Ausfertigung bleibt. Der Cedent ist also auf Kosten des 
Cössionars durch die Fortdauer des Besitzes der vollstreckbaren 
Ausfertigung na<^h der Cession ohne Grund bereichert. Der 
Cedent hat die Chance in den Händen, die Judikatsschuld zur 
Geltung zu bringen und damit das Recht des Cessionars zu 
vernichten. Somit ist die Klage aus der ungerechtfertigten 
Bereicherung gegeben, der Cessionar also berechtigt, vom 
Cedenten die von ihm besessene vollstreckbare Ausfertigung 
herauszuverlangen. 

3. Ist die vollstreckbare Ansfertlgang 
nnelgentUche Zubehör zu den Rechten ans dem Urteile? 

A. Einleitung. 
§ 12. 

Es fragt sich ferner, ob die vollstreckbare Ausfertigung 
auch uneigentliche Zubehör zu den Rechten aus dem Urteile ist. 

Der Anspruch auf Herausgabe der Ausfertigung mit der 
Klage aus der ungerechtfertigten Bereicherung hat mit dem 
wegen etwaiger uneigentlicher Pertinenzqualität nichts zu thun. 
Die Zubehöreigenschaft wird dadurch begründet, dass die 
Nebensache dem Besitzer der Hauptsache positive Dienste 
leistet, während die vollstreckbare Ausfertigung wegen ihrer 
die Klage aus der Bereicherung rechtfertigenden Eigenschaft 
dem Cessionar -nur in so weit hilft, als sie den Cedenten ver- 
hindert, sich ihrer weiter zu bedienen. Die Zubehör ferner 
dient den bestimmungsgemässen Zwecken der Hauptsache: 

1) Obgleich auch dies bestritten ist (vgl. aber die Nordd. Prot. 
S. 1980, Strackmann— Koch zu § 676, und die dort Citierten; dagegen Hahn 
bei Gruchot Bd. 31, S. 347, ßülow, Komm. S. 495) jedoch kommt es hierauf 
nicht an. 

») Bei Gruchot Bd. 31, S. 347. 
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die Ausfertigung war vom Cedenten erfordert, um ihm formale 
Legitimation zum Betriebe der Zwangsvollstreckung zu geben, 
dem Cessionar dient sie nach dem im vorigen Paragraphen 
Ausgeführten zu ganz anderen Zwecken. Wie wenig die 
soeben erörterte Kraft der vollstreckbaren Ausfertigung, die 
dem Cedenten Legitimation zur Zwangsvollstreckung giebt, auf 
uneigentlicher Zubehöreigenschaft beruhen kann, geht daraus 
hervor, dass sie die vollstreckbare Ausfertigung von den Rechten 
aus dem Urteile völlig selbständig macht und ihr die Kraft 
verleiht, die Rechte aus dem Urteile zu vernichten. 

Der Unterschied, ob die vollstreckbare Ausfertigung mit 
der Klage aus ungerechtfertigter Bereicherung oder wegen 
etwaiger quasi Pertinenzqualität herausgefordert werden kann, 
ist nicht unerheblich. Hier ist es die Klage aus der unge- 
rechtfertigten Bereicherung, dort die Klage aus dem der Cession 
zu Grunde liegenden Rechtsgeschäft, ausserdem nach B. G. B. die 
Eigentumsklage. Die Klage aus der ungerechtfertigten Be- 
reicherung setzt aber Besitz der Ausfertigung zur Zeit der 
Klage, die Klage auf Grund der Quasipertinenz nur Besitz zur 
Zeit des Rechtsüberganges voraus, daher würde sich der 
Cedent durch späteren schuldhaften Verlust schadensersatz- 
pflichtig machen. In der That würde auch, wenn nur die 
Klage aus der ungerechtfertigten Bereicherung begründet wäre, 
den Interessen des Cessionars durch Vernichtung der in den 
Händen des Cedenten befindlichen Ausfertigung völlig Genüge 
geschehen. 

Trotzdem also die Klage aus der ungerechtfertigten Be- 
reicherung begründet erscheint, verlohnt sich doch die Unter- 
suchung, ob die vollstreckbare Ausfertigung uneigentliche 
Zubehör zu den Rechten aus dem Urteile ist, d. h., ob sie 
diesen Rechten bestimmungsgemäss dauernd dient. Diese 
Rechte bestehen darin, den Judikatsanispruch ent^weder unmittel- 
bar durch Zwangsvollstreckung oder mittelbar durch actio 
judicati^) oder exceptio rei judicatae zur Geltung zu bringen. 



1) vgl. Hellmann: üeber die heutige Anwendung der Judikatskl. in der 
Zeitschr. für Civilprozess, Bd. 21, S. 473 fg. 
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B. Die vollstreckbare Ausfertigung als uneigentliche 

Zubehör zu denjenigen Rechten aus dem urteile, die 

dem Urteil mittelbar zur Geltung dienen. 

§ 13. 

Es war schon früher gezeigt worden (Teil II § 11), dass 
and wie weit die vollstreckbare Ausfertigung für die actio 
judicati und exceptio rei judicatae beweiskräftig ist. Diese 
Beweiskraft hat die Ausfertigung natürlich für den ersten wie für 
den letzten Gläubiger. Trotzdem wird sie wegen dieser ihrer Be- 
weiskraft nur inden seltensten Fällen die Bedeutung einer uneigent- 
lichen Zubehör gewinnen, da sie nicht oder nur sehr selten zum Be- 
weise für das Urteil erbeten wird. Regelmässig wird zur 
Sicherung des Beweises eines rechtskräftigen Urteils vielmehr 
Erteilung des Rechtskraftsattestes beantragt, die vollstreckbare 
Ausfertigung dagegen fast immer nur zum Betriebe der Zwangs- 
vollstreckung, also in einem Stadium des Verfahrens verlangt, 
in welchen an Beweis selten gedacht werden wird. Da nun 
eine Zubehör nur vorhanden ist, wenn die Nebensache zum 
Dienst für die Hauptsache bestimmt ist, sodass der faktische 
Dienst der Nebensache zu Gunsten der Hauptsache ebenso 
wenig berücksichtigt werden darf, wie der gewollte Dienst, 
der nicht eintritt, so wäre besonders darzuthun, dass der Be- 
rechtigte aus dem Urteil die Ausfertigung zum Nachweise für 
sein rechtskräftiges Urteil erbeten hat. 

Da bis zur Aushändigung an den Berechtigten das Ge- 
richt die Möglichkeit hat, diese zu inhibieren, weil es etwa 
noch nach Unterschrift der Klausel die Unzulässigkeit von deren 
Erteilung erkannt hat, die vollstreckbare Ausfertigung über- 
haupt erst mit der Erteilung in das Rechtsleben tritt, so be- 
ginnt auch in diesem Augenblick erst der Dienst als Beweis- 
mittel, sofern er überhaupt in Betracht kommt. 
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C. Ist die vollstreckbare Ausfertigung uneigentliche 
Zubehör zu dem Rechte aus dem Urteil, das unmittel- 
bar zur Geltendmachung der ürtelsforderung dient? 

I. 
Ist die dem Cedenten erteilte vollstreckbare Aosfertignuig dem 
Cessionar zum Betriebe der Zwangsvollstreckimg ausreichend 1 

§ 14. 

In den weitaus meisten Fällen wird die vollstreckbare 
Ausfertigung zu dem Zwecke erbeten, für den sie gesetzlich 
bestimmt ist, nämlich zum Betriebe der Zwangsvollstreckung. 
Es kommt daher in Frage, ob sie diesem Zwecke des Urteils 
dauernd dient. 

Die vollstreckbare Ausfertigung bildet nun für denjenigen, 
welchem sie erteilt ist, bestimmungsgemäss die Grundlage 
und die Legitimation zur Zwangsvollstreckung aus dem Ur- 
teile, es kommt daher in Frage, ob sie auch den Nachfolgern 
in die Rechte aus dem Urteile ihre Natur nach in gleichem 
Sinne dienen kann. In der That kann aber nur der Gläubiger, 
der im Urteil oder in der Klausel namentlich bezeichnet ist, 
nach § 671 C. P. 0. den Beginn der Zwangsvollstreckung be- 
treiben. 

Es könnte sich noch etwa fragen, ob die vollstreckbare 
Ausfertigung nicht dann wenigstens Zubehör zu den Rechten 
aus dem Urteile wäre, wenn der Cedent die ZwanksvoU- 
streckung bereits begonnen hatte, sodass dann der Cössionar 
die Zwangsvollstreckung nicht mehr zu beginnen, sondern 
nur fortzusetzen brauchte. Die Vollstreckung wird nämlich 
auch dann nicht begonnen, sondern nur fortgesetzt, wenn 
sie sich auf andere als die bereits gepfändeten Gegenstände 
erstreckt. 1) Trotzdem kann nach dem Sinne des § 671 C. P. O. 
der Cessionar auf Grund der dem Cedenten erteilten vollstreck- 
baren Ausfertigung auch die begonnene Zwangsvollstreckung 
nicht betreiben, wie die Entstehungsgeschichte des §671 zeigt: 

Bei den Verhandlungen der Reichstagskommission über 
den dem § 671 C. P. 0. entsprechenden § 620 des Entwurfs 
bemerkte ein Abgeordneter: „Er unterstelle, dass die Vor- 
schriften auch für die Fälle gelten sollten, in denen ein der 
Zwangsvollstreckung entgegenstehender Mangel z. B. nach- 

1) Vgl. die Komm. y. Seuffert, Gaupp u. Petersen zu § 671 C. P. 0. 
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träglich eingetretene Kechtsnachfolge, sich erst nach begangener 
Vollstreckung ergäbe. Dann passe das Wort „beginnen" nicht 
und sei durch „erfolgen" oder ein ähnliches zu ersetzen." Der 
Regierungsvertreter entgegnete: „§ 620 wolle nur die Erforder- 
nisse zu Beginn der Zwangsvollstreckung regeln, für die 
Fälle, in denen während der Zwangsvollstreckung eines dieser 
Erfordernisse einträte, seien anderweitige Vorschriften in 
§§ 642, 643 des Entwurfs (entsprechend den §§ 693, 694 C. P. 0.) 
getroffen", i) Die §§ 693, 694 erschöpfen aber nicht alle Möglich- 
keiten der Rechtsnachfolge, regeln vielmehr nur die Fälle, in 
denen der Schuldner vor oder nach Beginn der Zwangsvoll- 
streckung gestorben ist, während sie für den Fall der Rechts- 
nachfolge auf der Gläubigerseite gar nichts bestimmt haben. 
Die Verordnung nun des § 693 C. P. 0., dass die Zwangs- 
vollstreckung, die zur Zeit des Todes des Schuldners gegen 
diesen bereits begonnen hatte, in den Nachlass desselben fort- 
gesetzt werde, ohne dass sein Rechtsnachfolger in dem Urteil 
oder in der Clausel namentlich bezeichnet zu sein braucht, 
hat ihren guten praktischen Grund: In diesen Fällen sind, wie 
die Motive S. 415 bemerken, entweder bereits bestimmte Gegen- 
stände von der Zwangsvollstreckung betroffen, oder der Nach- 
lass ist noch äusserlich als solcher vorhanden. Hier konnte 
also dem Gerichtsvollzieher die Fortsetzung der Zwangsvoll- 
streckung gegen den Rechtsnachfolger ohne Bedenken über- 
lassen werden. Die übrigen Fälle der Rechtsnachfolge aber, 
die nach dem Beginne der Zwangsvollstreckung eintreten, 
stehen dem Falle, dass die Zwangsvollstreckung erst beginnen 
soll, völlig gleich. Sie bleiben daher der allgemeinen Regel 
unterworfen, von der man sie auch nicht ausnehmen gewollt 
hat.2) 

Der Cessionar kann also auf Grund der dem Cedenten er- 
teilten vollstreckbaren Ausfertigung die Zwangsvollstreckung 
nicht betreiben. 



1) Hahn, Materialien I, S. 810. 

2) Ausser der Kommentaren Bntsch. des B. G., Bd. 7, S. 334. 
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n. 

Ist die dem Cedenten erteilte vollstreckbare Aus- 
fertigung dem Cessionar zur Zwangsvollstreckung 

nötig? 

1. Zum Betriebe der Zwangsvolhtreckong selbst? 

§ 15. 

Die vollstreckbare Ausfertigung wäre auch dann uneigent- 
liche Pertinenz zum ürteilsrechte auf Zwangsvollstreckung, 
wenn sie ihm hierzu nötig, obgleich nicht ausreichend 
wäre.^) Notwendig wäre aber die dem Cessionar erteilte voll- 
streckbare Ausfertigung, wenn ihre Innehabung zum Betriebe 
der Vollstreckung selbst erforderlich, wenn sie also bezüglich 
des Rechts auf Zwangsvollstreckung ein Wertpapier wäre. 

Hiergegen aber spricht § 669 C. P. 0., welcher die Er- 
teilung mehrerer vollstreckbarer Ausfertigungen eines Urteils 
zulässt. 

Zwar würde die Möglichkeit allein mehrerer Urkunden aber 
ein Recht nicht gegen die Natur der Urkunden als Wertpapier 
sprechen. In der That ist auch C. P. 0. von Hannover von 
diesem Standpunkte ausgegangen: Von einem Urteile konnte 
jede beteiligte Partei nur eine vollstreckbare Ausfertigung 
erlangen. Nur für den Fall des Verlustes konnte unter be- 
sonderen Kautelen eine zweite vollstreckbare Ausfertigung er- 
teilt werden (§ 580 der hannoverischen C. P. 0.). „Die erste 
Ausfertigung wäre dann," meint Leonhardt,^) „unter analoger 
Anwendung von Schuldurkunden zu amortisieren gewesen.** — 
Auch bei Beratung des dem § 669 R. C. P. 0. entsprechenden 
§ 639 des hannoverschen Entwurfs wurde der Antrag einge- 
bracht, die Möglichkeit weiterer vollstreckbaren Aus- 
fertigungen ausser dem Falle, dass die erste unbrauchbar 
geworden, auf den Fall des Verlustes der ersten zu beschränken 
und gleichzeitig eine Amortisation der ersten Ausfertigung 
durch Aufnahme eines Protokolls zu bewirken, in welchem der 
Gläubiger auf den Gebrauch der ersten vollstreckbaren Aus- 
fertigung verzichtet. 



1) Vgl. § 46 A. L.R.I, 2 Strieth. Arch. Bd. 47, S. 151; 70, S. 312; 
93, S. 142; 99, S. 96; R. G. bei Gruch Bd. 31, S. 842; R. G. Entsch. i. 
Straf». Bd. 7, S. 124. 

«) Neues Magazin für hann. R., Bd. 1, S. 221. 
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Es erhellt ohne Weiteres, dass sowohl nach der hannoverschen 
C. P. 0. wie nach dem angegebenen Antrage die Innehabang 
der nicht verlorenen oder unbrauchbar gewordenen vollstreck- 
baren Ausfertigung zum Betriebe der Zwangsvollstreckung 
nötig war. 

Der angegebene Antrag wurde aber abgelehnt und nie 
wiederholt. 

Es wurde gegen den Vorschlag geltend gemacht, dass 
einmal die Amortisation der ersten vollstreckbaren Ausfertigung 
durch das im Antrage vorgesehene Verfahren nicht erreicht 
werden würde, da ja trotz der Amortisation die erste Aus- 
fertigung ihrö Kraft behalten würde, als formale Legitimation 
zur Zwangsvollstreckung zu dienen, dass aber ferner die 
Amortisation auch nicht erreicht werden sollte, mehrere voll- 
streckbare Ausfertigungen vielmehr lediglich nach dem freien 
Ermessen des Gerichts, insbesondere auch zu dem Zwecke er- 
teilt werden dürften, dass der Gläubiger die Zwangsvollstreckung 
gegen mehrere Schuldner odör an mehreren Orten vornehmen 
lassen wollte. i) Diesen Standpunkt teilt die C. P. 0.^), nur ist 
an Stelle des freien Ermessens des Gerichts das des Vorsitzenden 
getreten. 

Es kann demnach eine weitere vollstreckbare Ausfertigung 
nicht nur an Stelle der ersten erteilt werden, ohne dass es 
möglich ist, die erste vollstreckbare Ausfertigung zu amortisieren, 
sondern es können nebeneinander mehrere erteilt werden, von 
denen jede die volle formale Legitimation zur Zwangsvoll- 
streckung giebt. Ist nämlich auch der Gerichtsvollzieher durch 
§ 708 C. P. 0. angewiesen, die Zwangsvollstreckung nicht 
weiter auszudehnen als zur Befriedigung des Gläubigers und 
zur Deckung der Kosten der Zwangsvollstreckung erforderlich 
ist, so fehlt ihm doch, wenn er den Auftrag zur Zwangsvoll- 
streckung auf Grund einer weiteren Ausfertigung erhält, jeder 
Anhalt zur Prüfung, ob diese Ausfertigung an die Stelle 
oder neben die erste Ausfertigung getreten ist. Da er nun 
im ersteren Falle die Zwangsvollstreckung so zu betreiben hat, 
wie wenn die ihm übergebene Ausfertigung die einzige wäre, 



1) HannöyerBche Protok. XI, S. 4083. 

2) Vgl. ausser der Komm, die Nordd. Prot. S. 1969, 1971, preass. 
Entw. §§ 965 fg. u. Motive hierzu S. 243, Motive zur C. P. 0. S. 405 fg. 
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so hat er dies auch im zweiten Falle zu thun, er müsste denn 
geradezu wissen, dass der Gläubiger auf Grund der ersten 
Ausfertigung bereits ganz oder teilweise Zwangsvollstreckung 
betrieben hat; und gerade in dem angeregten Falle, dass gegen 
mehrere Schuldner oder an mehreren Orten Zwangsvollstreckung 
betrieben wird, wird der Gerichtsvollzieher nur selten Auf- 
klärung über eine bereits betriebene Zwangsvollstreckung 
erhalten können. 

Demnach kann eine weitere vollstreckbare Ausfertigung 
erteilt werden, während die erste in völliger Kraft bleibt, so 
dass die Innehabung der ersten zum Betriebe der Zwangs- 
vollstreckung nicht erforderlich ist. 

Hingegen könnte man noch einwenden, dass das Bestehen 
mehrerer Urkunden über dieselbe. Schuld, obgleich jede dieser 
Urkunden zum Eintreiben der Schuld ausreiche, nicht aus- 
schliesse, dass die Urkunden Wertpapiere seien, wie das 
Institut der Wechselduplikate zeige. — Dieser Einwand würde 
aber fehlgreifen, denn trotzdem würde feststehen, dass beim 
Vorhandensein mehrerer vollstreckbarer Ausfertigungen niemals 
die Innehabung sämtlicher zum Betriebe der Zwangsvollstreckung 
erforderlich wäre, obgleich sie sämtlich in Kraft bleiben. 
Allerdings reicht ja auch zur Eintreibung einer Wechselschuld 
der Besitz eines Duplikates aus, obgleich sämtliche Duplikate 
in Kraft sind, und trotzdem bilden diese nichts desto weniger 
Pertinenzen der Wechselschuld. i) Aber die Wechselduplikate 
sind nicht deshalb Pertinenzen, weil die Innehabung jedes 
einzelnen zur Ausübung des Wechselrechts nötig, sondern 
weil die Ausübung auf Grund eines jeden Duplikates möglich 
ist, auch dem Eechtsnachfolger. Dies trifft aber für die voll- 
streckbare Ausfertigung nicht zu, wie im vorigen Paragraphen 
gezeigt ist. Und ferner besteht zwischen mehreren vollstreck- 
baren Ausfertigungen und mehreren Wechselduplikaten ein 
wesentlicher Unterschied: Bei den Wechselduplikaten repräsen- 
tiert jeder einzelne Wechsel die ganze Wechseschuld, da durch 
Zahlung auf Grund eines Wechsels die ganze Wechselschuld 
getilgt wird.2) Zwar scheint es so, als ob es sich ebenso mit 
der vollstreckbaren Ausfertigung verhielte, da, wenn auf Grund 
einer vollstreckbaren Ausfertigung gezahlt wird, die ürteils- 

1) vgl. Thöl, Wechselrecht, S. 660, III. 

2) YI. 0. Art. 67. Abs. 1. 
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schuld untergeht. Jedoch ist die vollstreckbare Ausfertigung 
keine Urkunde über die ürteilsschuld, wie der Wechsel über 
die Wechselschuld, sondern bildet nur die formale Legitimation 
des Gläubigers zum Betriebe der Zwangsvollstreckung. Und 
diese ihre Kraft behält sie, auch wenn schon auf Grund 
einer anderen oder auch ohne Ausfertigung die Urteilsschuld 
eingetrieben sein sollte. Während also der Besitz eines Wechsel- 
duplikates den Besitz des anderen gleichsam repräsentiert, 
repräsentiert der Besitz einer vollstreckbaren Ausfertigung nicht 
den Besitz der übrigen; trotzdem braucht die erste Ausfertigung 
nicht im Besitze des Gläubigers zu sein, der auf Grund der 
zweiten die Zwangsvollstreckung betreibt. 

Demnach ist der Besitz der dem Cedenten erteilten voll- 
streckbaren Ausfertigung dem Cessionar zum Betriebe selbst 
der Zwangsvollstreckung nicht erforderlich. 

2. Hat der betreibende Gläubiger die vollstreckbare Ausfertigung 

nach dem Betriebe der ZwangsvoUstreckung dem Schuldner 

herauszugeben? 

§ 16. 

Wenn der betreibende Gläubiger verpflichtet wäre, dem 
Schuldner die vollstreckbare Ausfertigung nach der Zwangs- 
vollstreckung herauszugeben, so würde er zur vollen Ausübung 
seiner Eechte aus dem Urteile der dem Cedenten erteilten voll- 
streckbaren Ausfertigung bedürfen, weil er, wenn er ohne diese 
vollstreckbare Ausfertigung die Zwangsvollstreckung betreiben 
würde, nach derselben die Schadensklage des Schuldners zu 
erwarten hätte. Die vollstreckbare Ausfertigung würde also 
den Cessionar für seine Eechte aus dem Urteile zu dienen ge- 
eignet sein. 

Jedoch ist diese Verpflichtung des Gläubigers abzulehnen, 
wenn auch m. E. aus andern als den gewöhnlich angegebenen 
Gründen: 

Allgemein nimmt man nämlich an, dass dem Schuldner, 
der die Urteilsschuld getilgt hat, ein materieller Anspruch auf 
Herausgabe der vollstreckbaren Ausfertigung nicht zustehe. 
Bei Eichtigkeit dieser Ansicht, wäre natürlich unsere Frage 
erledigt. M. E. ist sie aber unrichtig. 

Nach § 677 C. P. 0. soll nämlich der Gerichtsvollzieher 
dem Schuldner nach Empfang der Leistung die vollstreckbare 
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Ausfertigang ausliefern. Man meint nun im Allgemeinen,^) 
dass diese Bestimmung nur die Art und Weise der Zwangs- 
vollstreckung regele, und nur die Pflicht des Gerichtsvoll- 
ziehers, nicht des Gläubigers begründe. Zwar giebt man zu, 
dass der Gerichtsvollzieher hier als Vertreter des Gläubigers 
handele^) und dass die ratio legis auch auf den Gläubiger 
passe^), meint aber, dass dieser Grundsatz mangels jedeti Aus- 
drucks im Gesetz keine Geltung beanspruchen könne. M. £. 
wiederlegt sich eine derartige Interpretation selbst. Ist die 
ratio des Gesetzes die, dass der Schuldner nach . Leistung der 
Urteilsschuld Anspruch auf Herausgabe der vollstreckbaren 
Ausfertigung hat, und hat diese ratio für einen bestimmten 
Fall, nämlich für den, dass den Gerichtsvollzieher geleistet 
worden, gesetzlichen Ausdruck gefunden, so ist sie im Wege 
der Analogie auf alle Fälle, auf die der Grund des Gesetzes 
passt, auszudehnen. Nun liegt aber der Grund der Vorschrift 
in dem marteriellen Eeclit des Schuldners, der geleistet hat, 
ihn durch Aushändigung der Urkunde gegen nochmaligen Ver- 
such der Zwangsvollstreckung zu sichern. Dies ergiebt sich 
aus dem Inhalt der Vorschrift selbst, aber auch aus ihrer 
Entstehungsgeschichte : 

Ein Abgeordneter beantragte nämlich in der Reichtstags- 
kommission, eine Bestimmung nur dahin zugeben, dass der 
Gerichtsvollzieher dem Schuldner nach der Zahlung nur eine 
Quittung auszuhändigen hätte, während er die vollstreckbare 
Ausfertigung, auf welche er die Leistung zu vermerken haben 
sollte, bei seinen Vollstreckungsakten hätte behalten sollen, 
weil dadurch der Schuldner genügend gesichert wäre. Dem 
widersprach der Regierungsvertreter : der Entwurf (§ 626) sei 
davon ausgegangen, dass derjenige, der auf Grund einer Ur- 
kunde gezahlt habe, auch das Recht haben solle, in den Be- 
sitz dieser Urkunde zu gelangen. In dem Falle, in dem der 



1) Z. ß, Wilmowsky-Levy S. 877, Kleiner IV S. 62, Bunsen S. 132 
Uellmann III S. 44, von Bülow S. 496, Seuftert S. 8B0, Oberlandesgericht« 
Marjenwerder bei Busch, Zeitschr. für C. Pr. V S. 297 fg. (300. 301) und 
bei Öeuffert, Arch. N. F. Bd. 7, S. 478; nicht ganz klar spricht sich Planck, 
Lehrb. des C. Pr., Bd. II, S. 674 aus. Anders Petersen S. 947. 

2) Busch l. c. 

S) HeUmann 1. c. 
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Gerichtsvollzieher nicht selbst Zahlung erhalte, habe er nicht 
für die Aushändigung der Urkunde zu sorgen. i) 

Schon die Form dieser Erklärung zeigt, dass das Recht 
auf Aushändigung als bestehend erachtet und nur negiert 
wird, das der Gerichtsvollzieher es gerade sei, der in dem 
angegebenen Falle für die Herausgabe zu sorgen habe. „Auf 
Grund'* der vollstreckbaren Ausfertigung leistet der Schuldner 
aber m. E. auch, wenn er dem Gläubiger unmittelbar zahlt, 
weil dieser nämlich sonst die Schuld auf Grund der bereits 
erteilten vollstreckbaren Ausfertigung oder einer demnächst 
erbetenen durch einen Gerichtsvollzieher beitreiben lassen 
kann, was gerade der Schuldner durch unmittelbare Zahlung 
an den Gläubiger schon um der Kosten Willen abwenden will. 

Hiernach ist m. E. unbedenklich ein materielles Eecht des 
Schuldners auf den Besitz der vollstreckbaren Ausfertigung 
anzuerkennen, mag er an den Gläubiger unmittelbar oder an 
den Gerichtsvollzieher oder mit Hilfe des Vollstreckungsgerichts,^) 
mag er endlich freiwillig oder unfreiwillig bezahlen.^) Der 
Grund des materiellen Rechts des Schuldners, seine Sicherung, 
muss diesem aber auch den Anspruch auf Aushändigung 
sämtlicher vollstreckbarer Ausfertigungen geben, wenn mehrere 
erteilt sind.*) Nicht spricht hiergegen, dass der Gläubiger 
eine vollstreckbare Ausfertigung ohne Amortisation der ersten 
erlangen kann.^) Eine Amortisationserklärung wäre nämlich 
für den Schuldner wertlos. Sie könnte ihm, wenn er auf Grund 
der zweiten Ausfertigung geleistet hat, nicht mehr nützen 
als die Quittirung und Aushändigung der mit dem Zahlungs- 
vermerk des Gerichtsvollziehers versehenen vollstreckbaren 
Ausfertigung, da schon diese als öffentliche Urkunden,^) wenn 
sie vorgelegt werden, die Einstellung der Zwangsvollstreckung 
herbeiführen können. Nicht anders konnte auch die etwa 

1) Hahn, Materialen I, S. 815. 

^) Drache, Betrachtangen bei Basch, Zeitschr. III, S. 300. 

5) Auch das ist bestritten, dafür: Strackmann-Eoch und Gaupp 
§ 677, desgl. Entsch. des Landgerichts II, Berlin in den Blättern für 
Rechtspfl. im Bezirk d. Kammerg., 3. Jahrg., S. 96, dageg. Petersen zu 
§ 677 Falkmann, Zwangsvollstreckung S. 76, 77. 

*) So auch Endemann Bd. 3, S. 148 ohne Angabe von Gründen. 

<^) Anders Oberlandesgericht Marienwerder bei Seuffert Bd. 37, S. 478. 

6) Desgl. Struckmann Koch S. 7412, Gaupp Bd. II, S. 358. Anders 
die Nordd. Prot. S. 1987, 1988. 
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amortisierte vollstreckbare Ausfertigung unschädlich gemacht 
werden, als ebenfalls durch Vorlegung des Amortisationsurteils, 
wenn auf Grund des bereits amortisierten Urteils Zwangsvoll- 
streckung betrieben würde. Die Amortisation würde also dem 
Schuldner nichts nützen. Andrerseits aber wird der Schuldner, 
der auf Grund der ersten Ausfertigung zahlt, ebenso befreit, 
wie bei Zahlung auf Grund der zweiten. Die Unmöglichkeit 
der Amortisation schadet also dem Schuldner auch nichts. 
Es ist demnach die Amortisationserklärung einer von mehreren 
Ausfertigungen für den Schuldner ganz wertlos, so kann ihre 
Unmöglichkeit niemals zum Nachweise für die Beschränktheit 
seiner Rechte beweiskräftig sein.i) 

Ebensowenig trifft m. E. die Ausführung zu, dass der 
Schuldner gar kein Interesse an der Rückgabe aller voll- 
streckbaren Ausfertigungen habe, da er ja durch Quittung 
und Rückgabe der einen mit dem Zahlungsvermerk versehenen 
hinreichend gesichert sei. Einmal nämlich sind Fälle denkbar, 
dass der Schuldner nicht in der Lage ist, die gedachten 
Papiere zur Einstellung der Zwangsvollstreckung vorzulegen, 
z. B. weil er sie vernichtet oder nicht zur Hand hat oder 
nicht am Orte der Zwangsvollstreckung befindlich ist. Ferner 
wäre aber auch mangelndes Interesse kein Grund jemanden 
einen rechtlich begründeten Anspruch zu versagen. Schliesslich 
wird noch eingewendet,^) wie es denn möglich sei, dass der 
Gläubiger die zu den Gerichtsakten zurückgegebenen oder ver- 
lorenen vollstreckbaren Ausfertigungen, für welche weitere 
vollstreckbare Ausfertigungen erteilt seien, dem Schuldner aus- 
händigen könne. Nun ist m. E. eine zu den Gerichtsakten 
Zurückgerichte vollstreckbare Ausfertigung rechtlich ein Nichts, 

1) Wie aus der Unmöglichkeit der Amortisation die „Annexqualität" 
der vollstreckbaren Ausfertigung bestritten werden kann, wie die citierte 
Entscheidung es thut, ist unerfindlich. Allerdings schliesst die ungeschwächte 
Kraft der ersteren Ausfertigung trotz Möglichkeit der Erteilung einer 
weiteren aus, dass die vollstreckbare Ausfertigung die Natur eines Wert- 
papiers in BeBug auf das Recht auf Zwangsvollstreckung hat. Aber nicht 
jede Urkundspertinenz muss Wertpapier sein. Lassen sich nicht auch für 
einen Schrank, wenn ein SchliLssel verloren ist, andere anfertigen, ohne 
dass durch den Verlust bewirkt wird, dass der Schlüssel für den Schrank 
unbrauchbar wird? Ja, lassen sich nicht auch mehrere Schlüssel, die 
gleichzeitig im Gebrauch sind, als Pertinenzen eines Schrankes denken? 

2) Wilmowsky-Levy S. 8691, 6. Aufl. 
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nicht mehr wie jede noch nicht ausgehändigte oder wie eine 
voUwirksam amortisierte Urkunde. Von ihr hat der Schuldner 
nichts zu befürchten, im Gewahrsam des Gerichts ist sie 
ebenso sicher wie in seinem eignen. Es erscheint mir ver- 
fehlt, aus einem so besonders gearteten Falle Prinzipien 
herleiten zu wollen, die mit einem andern, wenn auch verdeckt 
ausgesprochenen Prinzip in Widerspruch stehen. 

Anders liegt es, wenn für verlorene vollstreckbare Aus- 
fertigungen weitere erteilt werden, da hier ein Wiederfinden 
der verlorenen sehr wohl möglich ist. Wäre nun der Gläubiger 
zur Aushändigung aller vollstreckbaren Ausfertigungen ver- 
pflichtet und hätte er, ohne hierzu imstande zu sein, Zwangs- 
vollstreckung betrieben, so müsste er dem Schuldner Schaden- 
ersatz für die Nichtaushändiguug der vollstreckbaren Aus- 
fertigungen leisten. Dies ist aber undenkbar; der Schaden 
des Schuldners würde nämlich in der Unsicherheit bestehen, 
dass gegen ihn ei^e weitere Zwangsvollstreckung versucht 
werden könnte, die er durch irgend welche denkbaren Hindernisse 
nicht rechtzeitig zur Einstellung zu bringen vermöchte. Die 
Klage wäre also auf Sicherstellung hiergegen zu richten, und 
der Gläubiger zur Hinterlegung des beigetriebenen Betrages 
zu verurteilen. Damit wäre aber der weiteren Ausfertigung 
fast jede Kraft genommen, während ihr unzweifelhaft dieselbe 
Bedeutung wie der verlorenen Ausfertigung zukommen soll. 

Jedoch ist durch diese Erwägung nicht das hier verteidigte 
Princip widerlegt, vielmehr aus der Möglichkeit weiterer voll- 
streckbaren Ausfertigungen für verlorene ein Grundsatz abzu- 
leiten, welcher die Eichtung und das Mass zeigt, nach welchem 
sich das Eecht des Schuldners auf Aushändigung der voll- 
streckbaren Ausfertigung bestimmt. Der Schuldner kann nicht 
von dem eine vollstreckbare Ausfertigung herausfordern, der 
sie nicht besitzt, er hat eine nicht gleichsam kontraktliche 
Forderung gegen den vollstreckenden Gläubiger, sondern nur 
nach Tilgung der Urteilsachuld Anspruch auf Herausgabe gegen 
den Besitzer einer vollstreckbaren Ausfertigung. 

Damit ist die Natur der Klage, mit der die vollstreckbare 
Ausfertigung gefordert werden kann, gegeben, es ist die 
condictio sine causa wie ja auch aus den Ausführungen in 
§§ 3, 5, 7 des ersten Teils folgen würde, denn, was vom 
Schuldschein gilt, gilt noch mehr von der vollstreckbaren 

4 
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Ausfertigung. Der Schuldschein in den Händen des bereits be- 
friedigten Gläubigers giebt diesem, womit nach der obigen 
Darstellung die condictio sine causa gerechtfertigt wurde, die 
Chance, die Schuld doppelt einzutreiben. Hat nun der Schuldner 
die ürteilsschuld bezahlt, und bleibt die vollstreckbare Aus- 
fertigung in den Händen des Gläubigers, so hat der Gläubiger 
die gleiche Chance zu Unrecht, nur noch in viel wirksamrer 
und für den Schuldner empfindlicherer Weise. Dass es darauf 
nicht ankommen kann, dass der Schuldner den Schuldschein 
selbst ausgestellt hat, die vollstreckbare Ausfertigung dagegen 
das Gericht, bedarf keines Wortes. In beiden Fällen ist das 
Vermögen des Gläubigers auf Kosten des Schuldners ohne 
Grund bereichert^ mehr gehört nicht zur condictio sine causa. 
Ob sich nun die Condiktion des Schuldners nur gegen den 
Gläubiger richtet, auf dessen Namen die Ausfertigung lautet, 
oder auch sonst gegen jeden Besitzer geht, kann hier dahin- 
gestellt bleiben, da festgestellt ist, dass der Schuldner den 
Anspruch auf Herausgabe der dem Cedenten erteilten voll- 
streckbaren Ausfertigung nicht hat, wenn der vollstreckende 
Gläubiger, der Cessionar, sie nicht besitzt. Der Cessionar 
kann demnach, auch wenn er die dem Cedenten erteilte voll- 
streckbare Ausfertigung nicht besitzt, die Zwangsvollstreckung 
aus dem Urteile betreiben. 

in. 

Ist die dem Cedenten erteilte vollstreckbare Aus- 
fertigung dem Cessionar zur Zwangsvollstreckung 

nützlich? 
§ 17. 

Es fragt sich nur noch, ob die dem Cedenten erteilte voll- 
streckbare Ausfertigung dem Cessionar wenigstens nützlich 
sein kann. Hiertiber kann ein Zweifel nicht bestehen: 

Der Cessionar kann, wie ausgeführt, auf Grund der dem 
Cedenten erteilten vollstreckbaren Ausfertigung die Zwangs- 
vollstreckung nicht betreiben, er hat sich vielmehr unter Be- 
weis der Nachfolge in die Eechte aus dem Urteile (der regel- 
mässig durch öffentliche Urkunden zu führen ist) eine weitere 
vollstreckbare Ausfertigung zu verschaffen. Ist nun der Cessio- 
nar im Besitz der dem Cedenten erteilten vollstreckbaren 
Ausfertigung, so hat ihn der Gerichtsschreiber gegen Rück- 
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gafee dieser Ausfertigung unverzüglich eine weitere zu erteilen.^) 
Der Vorsitzende des Gerichts hat sich bei der Prüfung, ob 
die vollstreckbare Ausfertigung dem Bechtsnachfolger zu er- 
teilen sei, lediglich darauf zu beschränken, ob die Eechts- 
nachfolge gehörig nachgewiesen ist. 2) Kann die dem Cedenten 
erteilte Ausfertigung dagegen nicht zurückgegeben werden, so 
hat sich die Prüfung des Vorsitzenden nach § 669 auch darauf 
zu erstrecken, ob dem Schuldner aus der Erteilung ein Schaden 
entstehen kann. Der Vorsitzende kann den Schuldner vor der 
Entscheidung hören, und „wird es in jedem nicht unbedenk- 
lichen Falle thun."3) Der Schuldner kann gegen die Erteilung 
der weiteren Ausfertigung vielleicht berechtigte Einwendungen 
erheben, zu denen m. E. immer der Einwand zu zählen wäre, 
dass der Gedent die ihm erteilte vollstreckbare Ausfertigung 
noch besitze, so dass der Cessionar nicht nur die Möglichkeit 
der kostenlästigen Ablehnung seines Antrages, sondern auch 
Verzögerung seiner Judikatsforderung befürchten muss, weil 
er auf einen Process, der immer langwieriger ist als das im 
§ 669 C. P. 0. vorgesehene Verfahren, verwiesen, zur Anstrengung 
der actio judicati genötigt wäre. Und ob die actio judicati zum 
Ziele führte, ist auch recht zweifelhaft. Denn könnte beim 
Versagen einer weiteren vollstreckbaren Ausfertigung einfach 
ein zweites Urteil erwirkt werden, so würde damit § 669 
C. P. 0. umgangen werden können. Daher sagen die Motive 
zum I. Entwurf des B. G. B.*) über die Streitfrage, ob dem 
Kläger ein zu seinen Gunsten ergangenes Urteil entgegen- 
gehalten werden kann, wenn er zum zweiten Male wegen der- 
selben Sache klagt, m. E. mit Kecht: Die Gründe, welche die 
Ablehnung des Antrags auf Erteilung einer weiteren voll- 
streckbaren Ausfertigung rechtfertigen, können sehr wohl ge- 
eignet sein, dilatorisch oder peremptorisch auf die actio judicati 
zu wirken. Jedenfalls steht zu erwarten, dass der Cessionar, 
wenn sein Antrag auf Erteilung der weiteren vollstreckbaren 
Ausfertigung abgelehnt wird, und er zur Erhebung der actio 
judicati schreitet, in die Kosten des Eechtsstreites verurteilt 
werden wird, wenn nur der Schuldner den Klage-Anspruch 

1) § 669 C. P. 0. 
«) § 666 C. P. 0. 
») Motive S. 406. 
4) Bd. I, S. 376. 
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sofort aHerkennt. Hieraas geht hervor, dass der Cessionar, 
welcher sich nicht im Besitz der vollstreckbaren Ausfertigung, 
die dem Gedenten erteilt ist, befindet, za neuem Verfahren 
gedrängt wird, das mit Umständen, Zeitverlust und Gefahr 
des Verlustes der Eechte aus dem Urteile verbunden ist, und 
mit Kosten verbunden sein kann. Einige Mehrkosten werden 
ihm sogar immer erwachsen: Die zweite Ausfertigung kann 
nämlich dem Besitzer der ersten in der Weise erteilt werden, 
dass die Vollstreckungsklausel für den Cessionar auf die erste 
vollstreckbare Ausfertigung gesetzt wird. Dieses Verfahren 
war nach § 633 des hannoverschen Entwurfs i) ausdrücklich 
vorgeschlagen worden, ist aber auch nach der C. P. 0. 
zweifellos zulässig und in der Praxis allgemein üblich. Hier- 
durch kann der Cessionar erreichen, dass ihm Kosten für 
Schreibgebühren gänzlich erspart bleiben, 2) was bei umfang- 
reichen Erkenntnissen immerhin ins Gewicht fallen kann. 

Ist nun durch den angegebenen Nutzen die quasi Zube- 
höreigenschaft erwiesen? Die vollstreckbare Ausfertigung 
war vom Cedenten dazu bestimmt, ihm zur Grundlage der 
Zwangsvollstreckung und zur Verschaffung der formalen Legiti- 
mation zur Zwangsvollstreckung zu dienen. Diese Bestimmung 
konnte sie allerdings in vollem Masse nur ihm allein erfüllen. 
Aber ebenfalls zur Führung der Legitimation zur Zwangsvoll- 
streckung soll sie auch dem Cessionar dienen, und zwar dient 
sie dem Cedenten unmittelbar, dem Cessionar mittelbar, der 
Cessionar kann sich auch den Besitz der dem Cedenten er- 
teilten vollstreckbaren Ausfertigung die unmittelbare Legiti- 
mation zur Zwangsvollstreckung sicherer, einfacher, schneller 
und billiger verschaffen. Allerdings ist eine Nebensache nicht 
Pertinenz der Hauptsache, wenn der Nutzen, den sie dem 
Rechtsnachfolger bringt, vom Nutzen' des Veräusserers derart 
verschieden ist, dass nicht mehr angenommen werden kann, 
der Veräusserer habe bei der Veräusserung noch an die 
Nebensache gedacht. Wenn aber der Nutzen für den einen 
unmittelbar, für den andern mitt^bar ist, so kann dieser 
Unterschied für erheblich nicht erachtet werden. Der Grund 
der Gesetzespräsumtion, dass die Parteien die Pertinenzen 
mit den die Hauptsache bezeichnenden Worten gemeint hätten, 

1) Protok., Bd. XI, S. 4071. 

2) cfr. 380a Ziff. 4 d. Gerichtskostenges. 
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beruht auf der Annahme, dass sie das Zweckmässige gewollt 
hätten. Wäre es doch nun ebenso verfehlt, eine Sache von 
einer Hauptsache zu trennen, die der Hauptsache durch ein 
Mittel, wie wenn sie ihr unmittelbar dient, zumal wenn die 
Nebensache einen selbständigen Wert nicht besitzt. Auf 
diesem Standpunkt steht auch das moderne Eecht, wie z. B. 
das preussische Allgemeine Landrecht §§ 47, 69, I, 2 be- 
stimmt, dass die Pertinenzen einer Pertinenz als Pertinenzen 
der Hauptsache anzusehen seien. 

Demnach ist die vollstreckbare Ausfertigung zu dem- 
jenigen Zwecke, zu welchem sie der Cedent bestimmt hat, 
dem Cessionar nützlich. Mit dem Augenblicke ferner, in 
welchem sie dem Cedenten erteilt ist, hat sie dessen Legiti- 
mation zum Betriebe der Zwangsvollstreckung hergestellt, ist 
also in den Dienst der Forderung getreten, hiernach also eine 
uneigentliche Zubehör zu den Eechten aus dem Urteile. 

Das Eesultat ist demnach Folgendes: 

Die dem Rechtsvorgänger ertheilte vollstreckbare Aus- 
fertigung dient auch dem Rechtsnachfolger zum Beweise der 
Vollstreckbarkeit, unter Umständen der Rechtskraft der 
Forderung. Sie ist aber dem Rechtsnachfolger weder zur 
Zwangsvollstreckung ausreichend noch nötig, aber wohl nütz- 
lich. Ferner hindert sie, wenn sie sich in den Händen des 
Rechtsnachfolgers befindet, den Rechtsvorgänger Zwangsvoll- 
streckung zu betreiben, was ihm möglich wäre, wenn er sie 



Sowohl letztere Eigenschaft als auch ihre Beweiskraft 
rechtfertigen die Klage des Rechtsnachfolgers auf Herausgabe 
der vollstreckbaren Ausfertigung wegen ungerechtfertigter Be- 
reicherung. Diese Klage setzt aber voraus, das der Beklagte 
die Ausfertigung zur Zeit der Klageerhebung besitzt. Da- 
gegen hat der Rechtsnachfolger wegen des Nutzens, welchen 
die dem Rechtsvorgänger erteilte Ausfertigung ihm selbst für 
den Betrieb der Zwangsvollstreckung bringt, eine Klage auf 
Herausgabe, weil die Ausfertigung ein uneigentliches Zube- 
hör zu den Rechten aus dem Urteile ist. Daher setzt diese 
Klage nur voraus, dass der Rechtsvorgänger die vollstreck- 
bare Ausfertigung im Augenblicke des Rechtsübergangs be- 
sessen hat. 



•M«* 
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Lebenslauf. 



Ich, Ernst Jacobi, wurde als Sohn des jetzigen Amts- 
gerichtsrats Jacobi am 19. Februar 1867 zu Lübben i/L. 
geboren. Ich bin katholisch. Ich besuchte zuerst die Lübbener 
Realschule, dann das Gymnasium zu Frankfurt a/0., an dem 
ich am 26. August 1886 das Abiturientenexamen bestand. 
Ich studierte in Breslau, Freiburg i/B., Bonn und Berlin Jura 
und Kameralia und hörte bei den Professoren bezw. Privat- 
dozenten: 

Stampe, von Miaskowski, Sontag, Rosin, von Amira, 
Zitelmann, Hälschner, Endemann, Dernburg, Brunner, 
Gierke, Goldschmidt, Hinschius, Hübler, 
Vorlesungen. Als Eeferendar wurde ich bei den Amtsgerichten 
in Reppen, Frankfurt a/0., bei dem Landgericht und der 
Staatsanwaltschaft zu Frankfurt a/0., beim Kammergericht und 
dem daselbst als Rechtsanwalt zugelassenen Justizrat Max 
Wolf f beschäftigt. Am 23. Juni 1894 bestand ich das Assessor- 
examen. Seitdem habe ich einige Rechtsanwälte vertreten, und 
bin bei verschiedenen Amtsgerichten und Staatsanwaltschaften 
beschäftigt worden. 
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